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Ausgabe 
                   

 
 

18.05.2010 

„Der Rote Se ehas“  

 

 
 

Internetzeitung von und für Sozialdemokraten,  
Verbände und Privatpersonen aus der internationalen  

Bodenseeregion 
 

Editorial  
 

Die Regierungskoalition hat einen kompletten Salto 
hingelegt: monatelang verhandelte man über Steuer-
kürzungen. Jetzt geht es plötzlich um Steuererhöhun-
gen.  Was eine verlorene Wahl ausmachen kann! 
 
Wie das Steuergutachten ausfallen würde, wusste 
man schon lange. Eine so späte Rückkehr der Kanzle-
rin zur Vernunft lässt eher auf große Zögerlichkeit 
schließen. Die Quittung haben jetzt alle Europäer: die 
Hilfe für Griechenland kommt uns teurer als nötig zu 
stehen. Die Spekulanten haben schnell reagiert und 
erst recht angegriffen.  
 
Fast überdecken die schlechten Nachrichten die Tat-
sache, dass Schwarz/Gelb mit der NRW-Wahl nicht 

nur die Mehrheit in NRW verloren hat sondern auch 
die Mehrheit im Bundesrat.  
 
Dies hilft wiederum einige fürchterliche Pläne von 
Schwarz/Gelb zu vermindern oder zu erschweren: 
 

- Kopfprämie 
- Weitere Steuererleichterungen 
- Ausstieg aus dem Ausstieg 

 
Dennoch reichen die Probleme aus, selbst einer or-
dentlich geführten Regierung  schlaflose Nächte zu 
bereiten. 
 
Es grüßt Sie 
die Redaktion   
 
Karl-Heinz König, Willi Bernhard 
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Gratulation und Dank an 
Karl-Heinz König und Willi 

Bernhard  
  
Rund um den Bodensee erhalten wir heute 
die 100. Ausgabe des Roten Seehas. Zum 
100. Mal erfahren wir so was Sozialdemokra-
tinnen und Sozialdemokraten aus der Region 
leisten für die Menschen in dieser Region.  
  
Lieber Karl-Heinz  
Lieber Willi  
  
Herzliche Gratulation zu diesem Jubiläum. 
Herzlichen Dank für eure grosse Arbeit mit 
der ihr einen grossen Beitrag zur grenzüber-
schreitenden Solidarität leistet. In einer Zeit 
wieder aufkommender Nationalismen ist die-
ser internationale Geist besonders wichtig.  
  
�23. �April �2010       Peter Gubser, Präsident  SP 
                                                              Thurgau  
 

Liebe Seehas-Macher, 
 
zu Eurer 100. Ausgabe gratuliere ich Euch ganz herz-
lich und wünsche Euch für die Zukunft weiter viel 
Kraft, Ausdauer und Erfolg bei Eurer wichtigen pub-
lizistischen Arbeit für die Sozialistische Bodensee-
Internationale. 
 
Mit solidarischen Grüßen 
 
                                                Euer Martin Gerster, MdB 

SPD-Bundestagsabgeordneter für den Wahlkreis Bibe-
rach SPD-Betreuungsabgeordneter für die Landkreise 
Ravensburg, Bodensee und Sigmaringen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Roter Seehas 100 
 

Liebe Leserinnen und Leser des Roten Seehas, liebe 
Genossinnen und Genossen, 
 
ich lese den Roten Seehas jedes Mal mit großem 
Interesse und 100 Ausgaben sind ein Grund zum 
Feiern und sich zu bedanken, dass unsere sozialde-
mokratischen Ideen auf so abwechslungsreiche, in-
formative und auch kontroverse Weise aufgegriffen 
werden. Die Artikel laden immer wieder zum Nach-
denken und Diskutieren ein. 
 
Leserinnen und Leser erfahren viel Neues aus der 
täglichen politischen Arbeit von Abgeordneten, aus 
dem Parteileben, aus Stadt, Land und Bund. 100 
Ausgaben bedeuten also viel Arbeit und Herzblut - 
für unsere gemeinsame sozialdemokratische Idee. 
Der Rote Seehas wirbt in außerordentlicher Weise für 
unsere Politik. Und wirbt  auch in Kreise hinein, die 
nicht unbedingt zu unseren Sympathisanten gehören. 
Das ist umso wichtiger, als wir als starke linke 
Volkspartei mit unserem Streben nach sozialer Ge-
rechtigkeit auch die Akzeptanz über unsere Partei 
hinaus haben.     
  
Besonderes Kennzeichen des Roten Seehas ist die 
Berichterstattung über die  Aktivitäten der Sozialisti-
schen Bodensee Internationale. Dadurch wird deut-
lich, dass die sozialdemokratische Bewegung interna-
tional ist und wir über Ländergrenzen hinweg ge-
meinsame Ziele verfolgen. In Baden-Württemberg, 
Bayern, Österreich und in der Schweiz wird die Um-
setzung unserer Grundwerte diskutiert. Lokale, län-
derübergreifende Bündnisse wie die SBI waren und 
sind für unsere Partei eine wichtige Säule. Ich möchte 
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mich daher insbesondere für die Berichterstattung 
über dieses so wichtige Thema bedanken. Hier 
schließt sich der Rote Seehas zu Recht den Rufen 
unserer Jugendorganisation an: „Hoch die internatio-
nale Solidarität!“! 
 
Für uns Leserinnen und Leser ist der Rote Seehas 
also eine gute ergänzende Informationsquelle, die wir 
mit großer Selbstverständlichkeit nutzen. 100 Ausga-
ben des Roten Seehas entstehen aber natürlich nicht 
von alleine. Es steckt großes, unbezahlbares, ehren-
amtliches Engagement dahinter. Mein ganz besonde-
rer Dank gilt daher dem ganzen Redaktionsteam um 
Karl-Heinz König und Willi Bernhard. Euer Einsatz 
macht den Roten Seehas erst möglich.  
 
Ich wünsche dem Roten Seehas weiterhin viele inte-
ressierte Leserinnen und Leser, dem Redaktionsteam 
wünsche ich darüber hinaus auch den Spaß beim 
Zeitungmachen, ohne den ein so großer Einsatz nicht 
möglich wäre. Weiter viel Erfolg! Ich freue mich auf 
die nächsten 100 Ausgaben! 
 
Eure  
                                                           Hilde Mattheis, MdB  
                                 und stv. Vorsitzende der SPD BaWü 
   
Friedrichshafen, 18.05.2010  Ze/la 
 

100. Ausgabe des 
Roten Seehas- Gratulation an 

die „Macher“  
 

Lieber Karl-Heinz,  
lieber Willi, 
 
100 Ausgaben des Roten Seehas, dem Medium der 
Sozialdemokratie am deutschen Bodenseeufer, sind 
nun erschienen. Das ist eine stolze Anzahl von Aus-
gaben, die es verdient besonders gewürdigt zu wer-
den.  
 
Viel Arbeit, bestimmt auch Ärger und manches Mal 
Verdruss stecken hinter der Herausgabe eines solchen 
Magazins. Tausende von Einzelartikeln habt Ihr in 
mühevoller Kleinarbeit zusammengetragen zu einem 
Großen und Ganzen, in eine ansprechende Form 
gebracht und damit den Genossen rund um den Bo-
densee und in der Region immer wichtige und aktuel-
le Neuigkeiten auf allen Gebieten der Politik und 
allen Ebenen von Berlin bis Friedrichshafen darge-
stellt. Die SPD in der Region wie auch in der be-
nachbarten Schweiz und in Vorarlberg hat mit dem 
Roten Seehas ein nicht mehr wegzudenkendes Organ 
erhalten und einen ganz wesentlichen Baustein für 
das Zusammenwirken der Sozialdemokratie interna-
tional um den Bodensee. 
 

Für Eure Arbeit als „Macher“ des Roten Seehas von 
der ersten Stunde an danke ich Euch ganz herzlich 
und hoffe auf viele noch folgende spannende und 
informative Ausgaben. 
 

Mit freundlichen Grüßen 

                                                  Norbert Zeller, MdL 
 

Zur Ausgabe 100:  
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100. Ausgabe-Jubiläumsausgabe 
des Roten Seehas 

 
Lieber Karl-Heinz und liebe Marianne, 
 
ich möchte euch im Namen der österreichischen SBI-
Mitglieder und der SPÖ-Vorarlberg sehr herzlich zur 
hundertsten Ausgabe des „Roten Seehas“ gratulieren! 
Es steckt immer wieder viel Arbeit und Recherche 
dahinter, eine neue Ausgabe fertigzustellen. Ich be-
danke mich bei euch dafür und  für das Interesse an 
der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit und freue 
mich schon auf die nächsten Ausgaben. 
 
Es ist  schön, dass ihr auch sehr oft bei den SBI-
Sitzungen anwesend seid. 
 
In Verbundenheit, 
                             Olga Pircher, Vizepräsidentin der SBI, 
                Landesfrauenvorsitzende der SPÖ-Vorarlberg 
 

Das stand in Ausgabe 1 am  
27. September 2003: 
Aus dem Inhalt 
- Zur Namensgebung                           Seite  1 
- Peter Simon auf KV-Sitzung  
   in Bermatingen                                  Seite  2 
- Europawahl 2004 – Heraus- 
   Forderung und Chance für 
   Städte und Gemeinden                      Seite  3 
-  Ergebnisse der LDK in Wiesloch 
   am 20.09.03                                         Seite  4 
- Sozialistische Bodensee-Inter- 
   nationale/SBI berichtet                    Seite   5 
- Grußwort von Rudolf Bindig           Seite   6 
-  Ortsverein Immenstaad berichtet   Seite   7 
-  Grußwort von Norbert Zeller          Seite   8 
-  Nachricht aus Bayern                       Seite   9 
-  Ortsverein Langenargen berichtet  Seite 10 
-  Situation an den Krankenhäusern 
    im Kreis                                             Seite 11 
 
Die Sprechblase im Logo des Roten Seehas enthielt 
nur „SPD Bodenseekreis“. Seit  der 12.  Ausgabe  ist  
der  Rote   Seehas  ganz offiziell auch Mitteilungs-
blatt der SBI. Dieser Tatsache trägt das Logo seit der 
Ausgabe 22 Rechnung.  
 
Ursprünglich war eine Zeitdifferenz zwischen zwei 
Ausgaben geplant. Bedingt durch Informationsfülle 
wegen des wachsenden Berichtsraums und um aktuell 
zu sein, sind aus  8 Wochen  durchschnittlich drei ge- 
worden. 
 
Von Bundes-, Landes- und Europapolitik abgesehen 
(gilt auch für CH und A) hat das „Informationsblatt 
der SPD Bodenseekreis“ seine Berichterstattung 
ausgeweitet auf  die Nachbarkreisverbände Ravens-

burg, Biberach und Ulm, (gelegentlich Konstanz und 
die bayerische Allgäuregion) Vorarlberg, die Kantone 
Thurgau, St.Gallen und Appenzell-Ausserrhoden. 
                                                             Die Redaktion 
 

Komplett-Havarie des  
Regierungstankers 

 
In der schwersten Krise in der Geschichte Deutsch-
lands läuft die Bundesregierung zunehmend aus dem 
Ruder: Schuldzuweisungen und Rücktrittsforderun-
gen innerhalb der Koalition und Sparvorschläge an 
den falschen Stellen zeichneten das Bild einer "kom-
pletten Havarie des Regierungstankers", kommentier-
te SPD-Generalsekretärin Andrea Nahles die Lage. 
Kurs hält hingegen die SPD. Vor den abschließenden 
Bundestagsberatungen zum milliardenschweren Eu-
ro-Rettungspaket bekräftigten SPD-Parteirat und –
Präsidium die Forderung nach Einführung einer Fi-
nanzmarkttransaktionssteuer. 
 
Nach der verlorenen NRW-Wahl und angesichts der 
gewaltigen Herausforderungen im Zuge der Euro-
Krise scheint der Bundesregierung jegliche Ordnung 
und Führung verloren zu gehen. "Mitglieder der ei-
genen Mannschaft meutern offen und unverfroren", 
stellte Nahles am Montag nach einer Sitzung des 
SPD-Parteirates und des Präsidiums fest. Zuvor hatte 
der baden-württembergische Ministerpräsident Stefan 
Mappus im Streit um längere AKW-Laufzeiten offen 
den Rücktritt seines Parteifreundes, Umweltminister 
Norbert Röttgen, gefordert. Zudem hatte in den ver-
gangenen Tagen der hessische Ministerpräsidenten 
Roland Koch zusammen mit seinem sächsischen 
Amtskollegen Stanislaw Tillich die Bundeskanzlerin 
zu Sparmaßnahmen aufgefordert – ausgerechnet bei 
Familie und Bildung. 
 

"Die Mäuse tanzen auf dem Tisch" 
 
Scharf kritisierten sowohl Nahles als auch der SPD-
Parteiratsvorsitzende Claus Möller Kürzungen in den 
wichtigen Zukunftsbereichen. "Koch und Co wollen 
am falschen Ende sparen, und zwar bei den Kindern 
und Jugendlichen!", so Nahles. Dass Bundeskanzlerin 
Angela Merkel ihren Parteifreunden schon zweimal 
widersprochen hat, habe nichts geholfen. "In der 
Union tanzen die Mäuse auf dem Tisch", ohne dass 
es der Kanzlerin gelänge, ihnen Einhalt zu gebieten. 
 
Richtig sei jetzt vielmehr, so die SPD-Generalsekre-
tärin, die Einnahmeseite des Staats zu stärken, statt 
bei Familie und Bildung zu kürzen – durch eine eu-
ropäische Transaktionssteuer für die Finanzmärkte. 
Nahles verwies darauf, dass durch eine solche Steuer 
allein für Deutschland 20 Milliarden Euro im Jahr 
aufgebracht werden könnten. Geld, das dringend zur 
Bewältigung der Krise und zum Schuldenabbau be-
nötigt werde. Dies sei auch eine "Gerechtigkeitsfra-
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ge". Es könne nicht sein, dass Spekulanten und Zo-
cker "ganze Staaten zur Ware" machten, "und am 
Ende doch wieder die sozial Schwachen und die 
jungen Leute herhalten müssen." 
 

Kraft:  
Viel Gerede auf "Bildungs-Show-

Veranstaltung"  

Dass die Bundesregierung offensichtlich nicht in der 
Lage ist, die richtigen Prioritäten zu setzen, stellte 
auch die stellvertretende SPD-Vorsitzende Hannelore 
Kraft fest: "Die Union hat offensichtlich ihr selbst 
erklärtes Ziel, Deutschland zur Bildungsrepublik zu 
machen, aufgegeben", kommentierte Kraft das Er-
gebnis der Bologna-Konferenz. "Gute Bildung gibt es 
in Deutschland nicht zum Nulltarif!" Jetzt müsse in 
die Zukunft investiert werden. Die Bologna-Konfe-
renz der Bildungsministerin zur Verbesserung der 
Lehre bezeichnete Kraft als "Bildungs-Show-Veran-
staltung". Hier sei zwar viel geredet, aber keine kon-
kreten Zusagen an die Studierenden gemacht worden. 
Kraft forderte: "Politik muss Prioritäten richtig setzen 
– auch und gerade in Zeiten angespannter Haushalte." 
17.05.2010                                                                 SPD.de 
 
 

Fraktion der                              
Sozialdemokratischen    
Partei Europas 
 
    SPD-Abgeordnete im Europäischen Parlament 

Mäusetheater 
 
‚Mäusetheater’ nannte ein erfahrener Politikbeobach-
ter die politischen Rangeleien im Deutschen Bundes-
tag um die Griechenland- Hilfe. Und ein SPD-Exper-
te im Europäischen Parlament bedauerte die monate-
lang verlorene Zeit als die Regierungschefs und Fi-
nanzminister endlich einen Schutzdamm um den 
Euro zogen. 
 
Tatsächlich: Das Hochwasser war schon früh im Jahr 
sichtbar. Das Europäische Parlament verlangte schon 
im Februar auf sozialdemokratisches Drängen Maß-
nahmen gegen die Währungsspekulanten. Die Regie-
rungschefs beschlossen sie erst im Mai als ihnen das 
Wasser bis zum Hals stand. 
 
In letzter Sekunde wurde der Damm zum Schutz der 
europäischen Währung fertig und bricht hoffentlich 
nicht. 
 
Als sich die Mitgliedsstaaten zur Gemeinsamkeit 
durchgerungen hatten, hat sich Europa wieder einmal 
als starke Macht in der Welt bewährt, die mit dem 
Blick auf die Menschen, nicht die Märkte – schon gar 
nicht die Finanzmärkte – das Wohlergehen der Bür-

gerinnen und Bürger sichert, das sie sich erarbeitet 
haben. 
 
Ihre 

                 
                                                   Evelyne Gebhardt, MdEP 
                                                       in Europa-Aktuell Nr. 5  
 

Türkischer Weg nach Europa 
 

Europa war das Thema eines Seminarkurses der elf-
ten Klassen des Burghardt-Gymnasiums in Buchen 
im Odenwald. Zum Abschluss hatten die Schülerin-
nen und Schüler ihre Europaabgeordnete Evelyne 
Gebhardt als Diskussionspartnerin eingeladen und 
den Beitritt der Türkei zur Europäischen Union in 
den Mittelpunkt gestellt. 
 
Die Heidelberger Rhein-Neckar-Zeitung als führen-
des Lokalblatt im Odenwald berichtete unter der 
Überschrift „Zeit für EU-Beitritt der Türkei noch 
nicht reif“ ausführlich über das Projekt der Elftkläss-
ler. Unter anderem schrieb die Zeitung: Die Schüler 
hatten das Thema Türkei, Aufnahme in die EU, ja 
oder nein, in den Fokus gestellt. Evelyne Gebhardt 
äußerte sich zunächst mit einem grundsätzlichen Ja, 
korrigierte dann aber: „Wenn die Türkei alle Auf-
nahmekriterien erfüllt, dann ja.“ Wichtigster Auf-
nahmeaspekt schien ihr die Wahrung der Menschen- 
und Bürgerrechte zu sein. 

 
Mit der Schirmherrin Evelyne Gebhardt begrüßten die 
Gastgeberinnen und Gastgeber Eltern und Kinder beim 
Weltkinderfest in Künzelsau in fast einem Dutzend 
Sprachen.  
Der Zeitungsbericht verwies außerdem auf die sehr 
sachliche Diskussion, die die Schülerinnen und Schü-
ler führten, und deren Ergebnis in einer „Volksab-
stimmung“: 34 der Elftklässler waren für den Beitritt 
und 20 dagegen. In einer Probeabstimmung vor dem 
Besuch der Abgeordneten war noch die überwiegen-
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de Mehrheit gegen einen Beitritt der Türkei zur Eu-
ropäischen Union. 
                                                         Europa-Aktuell Nr. 5 
 

Europäische Aufsicht für 
Finanzmärkte  

 
Der Wirtschaftsausschuss des Europäischen Parla-
ments hat sich eine neue Architektur der Finanz-
marktaufsicht in Europa vorgeknöpft. „Zentraler 
Punkt ist die europäische Aufsicht für grenzüber-
schreitende Finanzinstitute. Wenn Akteure und ihre 
Geschäfte ein potentielles Risiko für das gesamte 
Finanzsystem darstellen, muss Europa die Verant-
wortung übernehmen“, stellt der SPD-Europaabge-
ordnete Dr. Udo Bullmann klar. „Der im Wirt-
schaftsausschuss gefundene Kompromiss ist daher 
ein wichtiger Schritt nach vorn. Uns geht es darum, 
effiziente Aufsichtsstrukturen zu schaffen, die den 
Problemen auf den Märkten auch gewachsen sind.“ 
 
Drei neue Aufsichtsbehörden sollen in Zukunft Ban-
ken, Versicherungen und den Wertpapierhandel 
überwachen. Darüber hinaus wird ein Risikorat ein-
gerichtet. Er soll frühzeitig vor Krisen warnen und 
nach dem Willen des EUParlaments  falls nötig den 
Ernstfall ausrufen. „Wir haben uns für eine Stärkung 
des Risikorats eingesetzt, sowohl beim Zugriff auf 
relevante Informationen als auch bei der Einbezie-
hung unabhängiger Experten. Das ist im Sinne der 
Verbraucher“, betont Bullmann. Er begrüße außer-
dem, dass der Risikorat in Frankfurt angesiedelt sein 
soll. 
 
Mit Blick auf die zögerliche Haltung des Ministerrats 
bei der Finanzmarktregulierung sagt Bullmann: „Wer 
im 21. Jahrhundert immer noch glaubt, globale Fi-
nanzmarktkrisen mit nationalen Rezepten verhindern 
zu können, hat in den vergangen Monaten offensicht-
lich nichts gelernt.“ Besonders ärgerlich sei die 
Bremserrolle der deutschen Bundesregierung. „Voll-
mundigen Absichtserklärungen Merkels müssen end-
lich einmal Taten folgen. Die Gesetze zur Finanzauf-
sicht wären eine gute Gelegenheit, den Willen zur 
Regulierung der Finanzmärkte unter Beweis zu stel-
len“, so der Sozialdemokrat. 
                                                         Europa-Aktuell Nr. 5 
 

Arzneimittel bald sicherer  
 
Der Ausschuss für Umweltfragen, Volksgesundheit 
und Lebensmittelsicherheit hat den Vorschlag der 
EUKommission zur Bekämpfung von Arzneimittel-
fälschungen gebilligt. 
 
Die Zahl von gefälschten Medikamenten hat in den 
letzten Jahren bedrohlich zugenommen. Deshalb 
haben die Abgeordneten mit großer Mehrheit für die 
Einführung von Sicherheitsmerkmalen und die Rück-

verfolgbarkeit für alle verschreibungspflichtigen 
Medikamente gestimmt. „Nur wenn der Weg, den die 
Medikamente vom Hersteller bis zum Patienten ge-
hen, lückenlos überwacht wird, können Fälschungen 
wirksam bekämpft werden“, betonte die SPDAbge-
ordnete Dagmar Roth-Behrendt. 
 
Auch der Internethandel von Medikamenten soll stär-
ker kontrolliert werden. Ein Qualitätssiegel auf der 
Webseite der Internetapotheke wird den Patientinnen 
und Patienten zukünftig zeigen, welche Internetapo-
theke für den Verkauf von Medikamenten zugelassen 
ist. 
                                                         Europa-Aktuell Nr. 5 
 

Online-Auslandsberater 
für Jugendliche  

 
Welche Auslandsaufenthalte können auch kurzfristig 
noch realisiert werden? Welche Programmarten kom-
men für Jugendliche ab 16 in Frage? Gibt es viel-
leicht Fördermöglichkeiten? Orientierung in diesen 
und ähnlichen Fragen bietet der Online-Auslands-
berater von Eurodesk Deutschland. Anhand von sie-
ben Fragen u. a. zu Alter, Aufenthaltsdauer, Ausbil-
dungsstand und Reiseziel ermittelt das Online-Tool 
die passenden Programmarten und Fördermöglichkei-
ten. Alle Angaben werden anonym erfasst. Die Er-
gebnisse des Systems sind programmneutral, trä-
gerübergreifend und berücksichtigen insbesondere 
Förderprogramme und Stipendien. 
http://www.rausvonzuhaus.de 
                                                         Europa-Aktuell Nr. 5 
 

EU für Fluggastrechte  
 

Passagiere, die wegen der Aschewolke von Flugaus-
fällen betroffen waren, bekommen Hilfe von der EU, 
um ihre Rechte gegenüber den Fluggesellschaften 
einzufordern: Unter 
http: / /ec .europa.eu/consumers/ecc/index_en.htm 
steht ein Informationspaket samt Beschwerdeformu-
lar zur Verfügung (obwohl die Internetseite englisch-
sprachig ist, steht das Paket auch in deutscher Spra-
che zur Verfügung). Auch die Europäischen Verbrau-
cherzentren stehen als Anlaufstellen zur Verfügung: 
http://www.euroinfo-kehl.eu/ 
                                                         Europa-Aktuell Nr. 5 
 

Peter Simon:  
 

"Eine zukunftsfähige Eurozone 
braucht umfassende 

Reformen"  
 

Vorschlag der Kommission zur Stär-
kung des Stabilitätspaktes weist den 
richtigen Weg  
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Der baden-württembergische SPD-Europaabgeordne-
te Peter Simon begrüßt die heute vorgestellten Pläne 
von Wirtschafts- und Währungskommissar Olli Rehn 
zur Stärkung des Stabilitätspaktes: "Damit sollen 
nachhaltige Konsequenzen aus der aktuellen Situati-
on gezogen und präventive Kontrollmechanismen 
vorgeschlagen werden. Hierdurch wären wir wieder 
in der Lage zu agieren und nicht nur wie in den letz-
ten Monaten erst zu reagieren, wenn es bereits zu spät 
ist." Der Vorschlag von Rehn sieht u. a. vor, dass 
sämtliche Eurostaaten ihre Haushaltsentwürfe der 
EUKommission noch vor der Verabschiedung in den 
nationalen Parlamenten vorlegen müssen. Die Kom-
mission soll die nationalen Pläne dann mit Blick auf 
die Auswirkungen auf die Eurozone prüfen. "Ob die-
ser Mechanismus auch funktioniert wird davon ab-
hängen, wie bindend die Vorgaben aus Brüssel für 
die Mitgliedstaaten sind. Da wird so mancher um-
denken müssen. Um nicht zu einem bloßen Spardiktat 
zu werden, sollte eine solche Haushaltskontrolle zu- 
dem mit klaren wirtschafts- und beschäftigungspoliti-
schen Zielen verknüpft werden. Die letzten Wochen 
haben gezeigt, dass es zu einer besseren wirtschafts-
politischen Koordinierung auf europäischer Ebene 
keine Alternative gibt. Während wir als Sozialdemo-
kraten in Deutschland damit ebenso wie mit unserer 
Forderung nach einer auf EU-Ebene angesiedelten 
Kreditlösung für strauchelnde Mitgliedsstaaten noch 
bis vor kurzem ziemlich alleine da standen, ist jetzt 
jedem klar, dass nur gemeinsame europäische Lösun-
gen in Frage kommen", so Simon. 
 
"Außerdem war es enorm wichtig, dass zeitnah nach 
der Verabschiedung des beispielslosen Eurorettungs-
pakets von bis zu 750 Milliarden Euro am letzten 
Montag weitere konkrete flankierende Maßnahmen 
auf den Weg gebracht werden. Nur so können wir 
den Finanzmärkten auch ein nachhaltiges Signal ge-
ben", so der Mannheimer Simon weiter. "Der Ge-
setzentwurf zur Stärkung des Stabilitätspaktes und 
die Einführung eines europäischen Finanzstabilisie-
rungsmechanismus sind aber nur die eine Seite der 
Medaille. Wirklich zukunftsfähig ist die Eurozone 
nur, wenn wir parallel dazu die Finanzmarktregulie-
rung weiter vorantreiben. Schließlich geht es nicht 
nur darum, die Verursacher der Krise an den Kosten 
zu beteiligen, sondern effektive europäische Auf-
sichtsstrukturen zu schaffen, die den offensichtlichen 
Fehlentwicklungen auf dem Finanzmärkten entgegen-
treten", so Simon. Bereits an diesem Montag hatte 
sich der Wirtschafts- und Währungsausschusses für 
drei neue europäische Aufsichtsbehörden ausgespro-
chen, die Banken Versicherungen und den Wertpa-
pierhandel überwachen. Anfang nächster Woche 
stimmt er in Straßburg über mehr Transparenz- und 
Offenlegungspflichten für Hedge-Fonds und Private-
Equity-Unternehmen ab. "Da können wir ein weiteres 
wichtiges Zeichen setzen. Ansonsten bleiben wir 
auch zukünftig nur Spielball der Spekulanten und die 

nächste Krise ist vorprogrammiert", so das Mitglied 
des Wirtschafts- und Währungsausschusses.  
Für weitere Informationen: Büro Peter Simon, Tel. 
0032 2 2849558 
Brüssel, 12.05.2010                           Peter Simon, MdEP 
 

Peter Simon:  
 

"Was lange währt, wird dann 
hoffentlich auch gut"  

 

EU für stärkere Finanzmarktregulierung 
und –transaktionssteuer  

 
"Endlich setzt Europa auch im Bereich der Finanz-
marktregulierung ein gemeinsames Zeichen und wird 
damit seiner Vorreiterrolle wieder gerecht", so der 
baden-württembergische SPD-Europaabgeordnete 
Peter Simon zu den Plänen der EU-Finanzminister, 
die seit gestern in Brüssel tagen, für eine strengere 
Regulierung von Hedgefonds und einer Steuer auf 
Finanztransaktionen in Europa. "Die Zeit der natio-
nalstaatlichen Lösungen gehört jetzt hoffentlich der 
Vergangenheit an. Inzwischen haben nicht nur Sozi-
aldemokraten verstanden, dass nur gemeinsame euro-
päische Regelungen die Zukunftsfähigkeit der Euro-
zone sichern", so Simon weiter. "Besonders freut es 
mich, dass jetzt endlich der Weg für eine europäische 
Finanztransaktionssteuer frei zu sein scheint. Eine 
solche Steuer würde die Stabilität der Finanzmärkte 
erhöhen, da kurzfristige Spekulationen nicht mehr so 
lukrativ wären. Zumal sie dazu beiträgt, die Verursa-
cher der Finanz- und Wirtschaftskrise an den Kosten 
ihrer Bewältigung zu beteiligen und die Handlungs-
fähigkeit des Staates durch eine erweiterte Steuerba-
sis zu verbessern", betont Simon. 
 
Simon unterstützt auch die Pläne der Finanzminister 
zu den Regulierungen im Bereich der Hedgefonds, 
hält diese aber für nicht weitreichend genug. Gestern 
Abend hatte sich der Wirtschafts- und Währungsaus-
schuss für einen Entwurf ausgesprochen, der Hedge-
fonds aus Drittstaaten wie den USA oder den Kai-
maninseln den Handel in Europa nur erlaubt, wenn 
sie sich an die neuen EURegeln halten. "Wir Abge-
ordneten des Wirtschaftsausschusses gehen damit 
einen Schritt weiter als der Ministerrat, der heute 
über den Vorschlag debattiert und eine Einzelregist-
rierung in jedem EU-Land befürwortet. Die anste-
henden Kompromissverhandlungen zwischen Rat, 
Kommission und Parlament könnten somit sehr span-
nend werden. Nichtsdestotrotz muss der Zwist, der 
von der Hedgefondsregulierung über die Eigenkapi-
talrichtlinie bis hin zur Finanztransaktionssteuern und 
Bankenabgabe zwischen den EU-Institutionen reicht,  
endlich aufhören. Den Bürgern ist das langwierige 
Ringen um mehr Sicherheit auf den Finanzmärkten 
kaum zu vermitteln", so Simon. 
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Auch das angeschlagene Griechenland bekommt an 
diesem Dienstag die ersten Hilfen überwiesen. Insge-
samt sollen 20 Milliarden Euro fließen. Kritik äußerte 
Simon schon im Vorfeld der Kreditvergabe an der 
geplanten Verwendung der Zinseinnahmen für die 
griechischen Kredite: "Die Gebühr für den administ-
rativen Aufwand ist berechtigt und der zusätzliche 
Aufschlag, den die kreditgewährenden Mitgliedstaa-
ten erheben, ist wegen des Risikos des Kreditausfalls 
sicherlich auch angemessen. Warum aber denken wir 
nicht einen Schritt weiter und lassen dieses Geld in 
einen neuen Europäischen Fonds zur Unterstützung 
strauchelnder Mitgliedstaaten fließen und schaffen 
damit die Basis für eine gesamteuropäische Lösung? 
Mit dieser Lösung wäre auch der Steuerzahler im 
Falle einer künftigen Krise nicht wieder der Dum-
me", so der Mannheimer abschließend. 
Für weitere Informationen: Büro Peter Simon, Tel. 
0032 2 2849558 
Straßburg, 18.05.2010              Büro Peter Simon, MdEP 
 
                                                                           
 
 
 

 
 
 
 
   
 
 
 
 

Komplizierte Steuerformulare:  
 

Zeller schrieb an 
Finanzminister  

 
Leider  keine Erleichterung beim Ausfüllen von Ein-
kommenssteuerklärungen wird es laut einer Antwort 
des Finanzministers künftig geben. Der Abgeordnete 
Norbert  Zeller,  SPD, hatte  auf einen Hinweis eines 
Bürgers  aus   Überlingen  in  einer  kleinen  Anfrage 
beim   Finanzministerium   nachgefragt, welche An-
strengungen unternommen werden, damit die Formu-
lare zur Steuererklärung künftig klarer und einfacher 
werden und nicht wie bisher ständig unverständlicher 
und komplizierter.  
 
Auch   wollte  Zeller  wissen, welche   Informationen 
über zunehmende Beschwerden von Bürgern über die 
für viele nicht nahvollziehbaren jährlich neu gestalte-
ten  Formulare  zur  Steuererklärung   vorliegen. Laut 
Norbert  Zeller  erklärte  ihm  gegenüber der besorgte 
Bürger, dass  oftmals  Fristen  versäumt  werden, weil 
die Ausfüllung zu kompliziert sei. 
 
Die  Antwort des  Finanzministers, Stächele CDU, ist 
nun  leider  aber  so   ausgefallen, dass wohl die Be-
schwerden  der Bürger so gering seien, dass das Mi-

nisterium keine Veranlassung sieht, etwas zu  verän-
dern.  
 
Die Einkommensteuererklärungsvordrucke werden 
vom Bundesministerium der Finanzen in Einverneh-
men mit den obersten Finanzbehörden der Länder 
bestimmt, erklärte Stächele. Die Vordruckskommis-
sion bemühe sich stets darum, die Vordrucke so bür-
gerfreundlich wie möglich zu gestalten, erklärte der 
Finanzminister. Die Finanzbehörde gebe Anleitungen 
zum richtigen Ausfüllen heraus und eine weitere 
Unterstützung erhielten die Bürger, die ihre Steuerer-
klärung elektronisch über ELSTER abgeben, durch 
die elektronischen Hinweise auf Unstimmigkeiten. 
Viele Bürger hätten auch den Weg der vereinfachten 
Erklärung gewählt, so Stächele. Zeller bedauert, dass 
es wohl nicht zu einer Vereinfachung kommen wird 
und er auch dem Überlinger Bürger, der sich an ihn 
wandte, keine positive Auskunft erteilen kann. 
05.05.2010                                Büro Norbert Zeller, MdL 
 

Land kürzt Lehrbeauftragtenmittel  
 

Zeller:  
 

Ganztagsbereich ist in 
Gefahr  

 
Eine  Million  Euro  will  das  Land  weniger  für   die  
Lehrbeauftragten   im  kommenden  Schuljahr ausge-
ben. Damit reduziert sich die Summe von bisher 3 auf 
2  Millionen  Euro. „Da  gerade  bei Ganztagsschulen 
die  Landesregierung  ausdrücklich  auf  die Mitarbeit 
ehrenamtlicher Kräfte setzt, bedeutet dieses Sparpro-
gramm  für viele Schulen, dass wohl der Ganztagsbe-
reich  nicht  wie bisher gehalten werden kann“, so der 
SPD-Bildungsexperte Norbert Zeller. 
  
In der aktuellen Antwort von Kultusministerin Mari-
on Schick auf eine Anfrage der Fraktion Zellers im 
Landtag werde zwar auf einen Vermerk im Staats-
haushaltsplan verwiesen, der es ermöglichen soll, 
Mehrausgaben bei den Mitteln für Lehrbeauftragte 
gegen Einsparung bei den so genannten Schöpfmit-
teln, d. h. aus freien und besetzbaren Lehrerstellen, zu 
leisten verwiesen. Für Zeller ist das aber Augenwi-
scherei. Wie der Leiter der Werkrealschule Mecken-
beuren beispielsweise mitteilt, können dort unter 
diesen Umständen den Schülerinnen und Schülern 
zumindest von September bis Januar  keine entspre-
chenden Angebote mehr gemacht werden.  
 
So wird es auch an vielen anderen Schulen aussehen, 
befürchtet Zeller. „Die Landesregierung erschwert 
wieder einmal den Schulen das Leben, anstatt sie bei 
der Aufgabe der Ganztagsbetreuung zu unterstützen 
und leider wurde auch schon in der Vergangenheit 
bei den Stundenzuweisungen gekürzt“. Gerade bei 
den GTS setzt die Landesregierung ausdrücklich auf 

SPD - Kreisverband 
Bodenseekreis 

 

MdL Norbert Zeller 
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die Mitarbeit ehrenamtlicher Kräfte und die Nachmit-
tagsbetreuung ist für die Schulen wie die Ehrenamtli-
chen eine große organisatorische und koordinatori-
sche Anstrengung, so Zeller. „ Es wird in Baden-
Württemberg  mit diesem Sparprogramm leider wie-
der in der Bildung gekürzt und damit an der ganz 
falschen Stelle“, meint Norbert Zeller, der die Ganz-
tagsbetreuung für ganz wesentlich hält, da diese in-
zwischen nicht nur für Kinder mit Migrationshin-
tergrund oder aus Alleinerziehendenfamilien uner-
setzlich ist, sondern für alle Kinder eine gute Betreu-
ung und Erziehung bietet. Er und seine Fraktion wer-
den die schon für das kommende Schuljahr vorgese-
hene Mittelkürzung nicht einfach hinnehmen, son-
dern weiter für eine Rücknahme kämpfen und ent-
sprechende parlamentarische Initiativen start 
06.05.2010 Büro Norbert Zeller, MdL 
 

Resolution des 
SPD-Ortsvereins Überlingen  

 

Zur  Wiedererlangung der Glaubwürdig-
keit  und  des  Vertrauens  in  die  SPD als 
sozialdemokratische Volkspartei 
 

von der Mitgliederversammlung am Dienstag, 
den 27. April 2010 
 
Anlässlich eines Runden Tisches im Ortsverein Über-
lingen wurde einhellig festgestellt, dass ein wesentli-
cher Grund für den Niedergang der SPD in Gemein-
den, Landkreisen, Ländern, Bund und Europa in den 
letzten Jahren der Verlust der Glaubwürdigkeit und 
Zuverlässigkeit der SPD als sozialdemokratische 
Volkspartei ist. Besonders deutlich wurde dies in drei 
Kernfeldern sozialdemokratischer Politik:  
 
Gesundheitspolitik1,  Renten  mit  67  und    Arbeits-
marktpolitik  
 
Deshalb fordert der SPD Ortsverein Überlingen für 
diese Kernfelder Korrekturen aus den sieben Jahren 
Rot/Grün und vier Jahren Schwarz/Rot, durch die 
unsere Grundwerte Solidarität und Gerechtigkeit 
wieder sichtbar werden. 
 

1. Wiederherstellung der Gleichheit bei 
den Sozialabzügen 

      Im Zuge der Gesundheitsreformen der rot-grünen     
und  schwarz-roten  Koalitionen  wurde    auf Drän-
gen der CDU/CSU bei der Krankenversicherung das 
Prinzip der paritätischen Beitragszahlung (50% Ar-
beitnehmer - 50% Arbeitgeber) aufgegeben. Heute 
zahlt der Arbeitgeber 7% und der Arbeitnehmer 7,9 
% des Bruttolohns bis zur Beitragsbemessungsgrenze 
von 3750 €. Da dies eine Kürzung des Bruttoein-
kommens um 0,9% ist, fordern wir eine sofortige 
Rückkehr zur paritätischen Beitragszahlung.   

Die gleiche Forderung gilt für den Zusatzbeitrag für 
Kinderlose bei der Pflegeversicherung. 
 

2.   Arbeitsmarkt und Arbeitslosenentgelt 
1. Das Arbeitslosenentgelt (ALG I) soll sich in seiner 
    Bezugsdauer wieder nach der vorherigen sozial- 
    versicherungspflichtigen Arbeitszeit richten, die 
    Beschränkung auf 12 bzw. 18 Monate soll entfall- 
    en. 
 
2. Das Arbeitslosenentgelt II (sogen. Hartz-IV- Leis- 
    tungen) ist in seiner Höhe so anzupassen, dass es  
    der früheren Sozialhilfe entspricht, also die früher  
    einmaligen Leistungen in der Pauschalierung stär- 
    ker berücksichtigt. Außerdem sind für besondere 
    Härtefälle nach Einzelfall wieder Ermessensent- 
    scheidungen zu treffen. 
 
3. Die Beihilfe für Kinder von ALG-II-Beziehern ist 
    an den realen Bedürfnissen der Kinder auszurich- 
    ten, damit die Kinder keine Nachteile durch die 
    Situation ihrer Eltern erleiden. 
 
4.  Das Kindergeld ist nicht auf diese Leistungen an-  
     zurechnen. 
 
5.   Es ist ein flächendeckender gesetzlicher Mindest- 
      lohn einzuführen, der bei einer vollen Arbeitszeit 
      ein angemessenes Leben ermöglicht (er darf nicht 
      unter 8,50€ je Stunde liegen). 
 
6.  Für Leiharbeit ist die Vergütung gesetzlich so zu 
     regeln, dass für die gleiche Arbeit auch der gleiche 
     Lohn zu bezahlen ist. 
 
7. Die Zahl der nichtsozialversicherungspflichtigen 
     Beschäftigungsverhältnisse ist im Interesse der   
     Sozialversicherungskassen so einzuschränken,  
     dass ihre Zahl nicht weiter die Sozialversiche- 
      rungssysteme durchlöchert. 
 
8.   Neue Belastungen, wie Erhöhung der Mehr- 

       wertsteuer, sind umgehend durch das ALG II  
       auszugleichen. 
                                                     1 Wird nachgeliefert 
3. Rente mit 67  
 
Das statistische Renteneintrittsalter wird wegen der 
demographischen Entwicklung bei 67 bleiben, vor-
ausgesetzt, dass es auch für ältere Arbeitnehmer 
Arbeit gibt.  
Da es aber ungerecht ist, von jemanden, der besonde-
ren Belastungen ausgesetzt ist, die gleiche Lebensar-
beitszeit zu fordern, wie von denen, die weniger be-
lastet werden, soll für die Berechnung des Rentenein-
trittsalter ein Belastungsfaktor eingeführt werden. 
Diese Belastungsfaktoren werden mit den jeweils 
geleisteten Stunden der Lebensarbeitszeit beginnend 
ab 16 Jahren multipliziert  und zu Anrechnungsjahren 
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zusammengezählt. Eine Rente ohne Abzüge wird 
nach 45 Anrechnungsjahren ausbezahlt. 
 

Beispiel: 
 
Im Folgenden wird gezeigt, wie dies mit vier mögli-
chen Belastungsfaktoren1 aussehen könnte: 
 

1. schulische/akademische Ausbildung2; 0,5 
2. Unterbelastung, das sind Lehrzeit und Weiterbil- 
    dungszeiten; 0,7 
3. normale Belastung, das sind z.B. Büroarbeiten und 
    leichte körperliche Arbeiten; 1,0 
4. schwere Belastung, das sind z.B. alle Überstunden,  
    die über die tarif- oder arbeitsvertragliche Arbeits- 
    zeit hinausgehen, schwere körperliche Arbeit, psy- 
    chisch belastende Tätigkeiten, Arbeiten mit hohem  
    Stressfaktor, unregelmäßige Schichtarbeit. 1,1 
 

Fall 1 
Arbeitnehmer, gesund mit nicht anstrengender 
Schreibtischarbeit: 
4 Jahre Fachschulausbildung 4*0,5=2 Anrechnungs-
jahre 
4 Jahre Weiterbildung 4*0,7=2,8  Anrechnungsjahre 
will mit 62 Jahren in Rente 38*1=38 Anrechnungs-
jahre 2+2,8+38=42,8 Anrechnungsjahre, er bezieht 
eine gekürzte Rente. Geht er jedoch mit 64,2 Jahren 
in Rente hat er 45  Anrechnungsjahre.                                                 

      Fall 2 
Arbeitnehmer, gesund,  mit körperlich anstrengender 
Schichtarbeit:  
16-19 in Lehre 3*0,7=2,1 Anrechnungsjahre 39 Jahre 
in Arbeite 39*1,1=42,9 Anrechnungsjahre  
2,1+42,9=45 Anrechnungsjahre, kann nach Vollen-
dung des 59 Jahres in Rente gehen.  

 

       Fall 3 
Akademiker, gesund, gehobene Büroarbeit: 
10 Jahre schulische/akademische Ausbildung 
10*0,5=5 Anrechnungsjahre  
Weiterbildung 2 Jahre 2*0,7=1,4 Anrechnungsjahre  
muss 38,6 Jahre ab 29 bis 67 Jahre und 7 Monate 
arbeiten, um Rente ohne Abzüge zu erhalten, bzw. 
erhält gekürzte Rente bei Rentenantritt mit 67. 
                                                               Dietram Hoffmann  
 

                                                           
1 Die Belastungsfaktoren im folgenden sind Beispiele 
und können nur von Arbeitswissenschaftlern und 
sonstigen Spezialisten der Realität entsprechend 
festgelegt werden und nicht von einem Ortsverein. 
2 Der Belastungsfaktor für schulische und akademi-
sche Ausbildung kann niedrig angesetzt werden, weil 
eine längere schulisch-akademische Ausbildung im 
Normalfall ein höheres Einkommen und damit auch 
höhere Zahlungen an die Rentenversicherung bedeu-
tet. 

                                  
Kreismitgliederversamm-
lung zur Nominierung der 
Kandidaten zur Landtags-

kandidatur 2011 
 

Überlingen,10.05.2010//Diesmal nominierten statt 
Delegierter die SPD-Mitglieder selbst ihre Kandida-
ten für die kommende Landtagswahl. Außer 74 
stimmberechtigten Mitgliedern des Kreisverbandes 
waren auch Gäste wie der Vorsitzende des Kreisver-
bandes Ravensburg, Otto Ziegler, gekommen.  
 
Nach den üblichen Regularien stellten sich die beiden 
Kandidaten vor.  
Bewerbungsschreiben in Ausgabe 98 des ROTER 
SEEHAS – weitere Angaben wie Lebenslauf zu 
finden unter: 
www.norbertzeller.de 
www.adnan-sabah.de 
 
Norbert Zeller,  amtierender MdL, zog Bilanz aus 
eigener Arbeit, der Partei und verglich die Leistungen 
der SPD und der Regierungskoalition. Der Freude 
aller über das Wieder Erstarken der SPD in NRW gab 
er stellvertretend für alle Ausdruck. Dass er als Bil-
dungs- und Schulpolitiker wirkt, klingt bei ihm 
selbstverständlich. Damit ist es längst noch nicht 
genug, man denke nur an die Verkehrsprobleme. 
Direkt sprach er an: Südbahn und Bodenseegürtel-
bahn sowie B 31/B30.  
 
Lassen wir die Parteimitglieder sprechen. 
 
Mitglied:  „Es gibt noch Hoffnung, diese Hoffnung 
ist Norbert Zeller mit seiner Schul- und Integrations-
politik“. 
Mitglied:  „ Norbert ist einer von uns, sein Schulab-
schluss passt zu ihm (Realschule – Wirtschaftsgym-
nasium - Abitur - Sonderpädagogikstudium - Sonder-
schullehrer in Friedrichshafen – schon als Ziwi be-
geisterte er sich für die Jugendarbeit- Er arbeitet auf 
allen Ebenen in der Politik. Norbert Zeller lebt was er 
politisch fordert, macht vor was sein soll.“ Im Drei-
gestirn Wetzel, Hahn und Zeller ist er, der erfahrene 
Hase, der Igel. Wann immer die anderen Beiden 
kommen, er ist schon da.“ 
Mitglied: Norbert hat mit seinem unermüdlichen 
Einsatz geholfen unsere Schule zu retten (Langenar-
gen). 
Mitglied: Allein schon wegen seiner Schulpolitik 
versprechen wir Norbert Zeller unsere (Jusos) Unter-
stützung und Zusammenarbeit –auch für Adnan Sa-
bah. 
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Mitglied: „ Wir brauchen den Wechsel, den Wechsel 
mit Norbert Zeller“. 
 
Nach dem Wahlgang stellte sich Adnan Sabah der 
Versammlung. Er hob in seiner Rede besonders ab 
auf  das Thema Integration. Deswegen fordert er auch  
eine Änderung des Artikels 28 des Grundgesetzes im 
Sinne eines Wahlrechts für Staatsangehörige von 
Drittländern im Kommunalwahlrecht.  
Er stimmt zwei Aussagen Westerwelles zu: „Wir 
müssen über unser Sozialsystem diskutieren, da hat er 
Recht. Nur wollen wir einen anderen Weg gehen. 
Wir können es z. B. nicht hinnehmen und dulden, 
wenn man die Beiträge für die Krankenversicherung 
als gleiche Pauschale für Alle erhebt,  obwohl die 
Menschen ungleiche Einkommen haben. Wir müssen 
die Verantwortung für unsere schwachen und benach-
teiligten Mitmenschen übernehmen, und wir müssen 
über eine gerechtere Lastenverteilung nachdenken. 
Die zweite Aussage von Herrn Westerwelle war, 
Arbeit müsse sich lohnen. Jawohl, das meinen wir 
auch, aber nicht, indem man Hartz4-Empfänger an 
die Wand fährt. Wer arbeitet, muss von seiner Arbeit 
leben können. Deswegen bietet ein flächendeckender 
und branchenspezifischer Mindestlohn eine Möglich-
keit den Menschen eine Lebenskosten deckende 
Tätigkeit zu sichern.  
Den Ausstieg aus dem Ausstieg lehnt er entschieden 
ab: wir fordern das Festhalten am Atomkonsens. Un-
sere Chance sehen wir im Bereich der Nutzung er-
neuerbarer Energien und nachwachsender Rohstoffe 
sowie des sparsamen und effizienten Umgangs mit 
unseren vorhandenen Ressourcen.  
Aus mehreren Gründen, wie z.B. Umwelt, Wirt-
schaftlichkeit des Bahnbetriebs, Realisierung einer 
Bodensee S-Bahn sowie Anbindung ans Fernver-
kehrsnetz  müssen wir die Elektrifizierung der Bo-
denseegürtelbahn, der Südbahn, der Rheinbahn und 
der Gäubahn vorantreiben. Ebenfalls setzt er sich für 
den Ausbau der B30 und der B31 zur Stärkung der 
Region als Wirtschaftsstandort. Den Datenschutz im 
Internet hält er für wichtig: allerdings hält er Sperren 
für den falschen Weg. 
Adnan Sabah verspricht  Norbert Zeller seine volle 
Unterstützung als Zweitkandidat für die Kandidatur 
zum Landtag. 
Inzwischen war das Ergebnis des ersten Wahlgangs 
bekannt: 
Norbert Zeller wurde mit 71 von 74 Stimmen bei 
drei Enthaltungen zum Kandidaten für den 
Wahlkreis Bodensee nominiert.  
Sichtlich gerührt über die hohe Stimmung dankte 
Norbert Zeller und nahm die Wahl an. 
 
Stimmen zu Adnan Sabah: 
 
Mitglied: Adnan ist bei uns das beste Beispiel für 
gelungene Integration“. 
Mitglied: „Ich habe ihn als engagierten Parteifreund 
kennen- und schätzen gelernt ……..“ 

Mitglied: „ Adnans Kandidatur ist mir ein besonde-
res Anliegen, auch ich bin einige Jahre in einem 
nahöstlichen Land aufgewachsen. Die Landesregie-
rung, die CDU, sind gegen Integration, die SPD muss 
vorangehen…“ 
Mitglied: “Unermüdlicher Einsatz, innovative Ideen 
kennzeichnen ihn“. 
Mitglied: „Die Kombination aus Norbert Zeller und 
Adnan Sabah ist gelungen“. 
Mitglied: „ Ich freue mich über Adnans Kandidatur, 
auch ich habe als gebürtiger Brasilianer viele Hürden 
überwinden müssen“. 
 
Adnan Sabah wurde mit 66 von 73 Stimmen zum 
Ersatzkandidaten gewählt bei 2 Neinstimmen und 
5 Enthaltungen.   
 

 
v. l. Adnan Sabah, Norbert Zeller, Nils Schmid, Jochen 
Jehle, Dieter Stauber 
 

Gastredner Nils Schmid, MdL, stellver-
tretender Fraktionsvorsitzender  und 
Landesvorsitzender 
 
(weiterer ausführlicher Bericht von Gretel Schwa-
derer unter:  
www. spd-bodenseekreis.de ) 
 
Norbert Zeller müssen die Ohren geklingelt haben bei 
der Laudatio, die Nils Schmid für ihn hielt. Doch 
schließlich stellte Nils Schmidt nur fest, was wir alle 
schon lange wissen. Norbert ist unermüdlich mit 
langem Atem. Er ist ein fleißiger Wahlkreisabgeord-
neter. Neben seiner Bildungs- und Schulpolitik zählt 
sein Einsatz für die Verkehrsinfrastruktur. 
 
Besonders wichtig ist: er kennt die Menschen und 
den Menschenschlag am Bodensee. Sein Einsatz für 
die Belange der BürgerInnen ist beispielhaft. 
 
Besonders ehren mochte Nils Schmid an diesem 
Abend Herbert Kiesewetter (65 Jahre Mitglied), der 
es sich trotz Alter und angeschlagener Gesundheit 
nicht nehmen ließ, der Versammlung beizuwohnen.  
 
Fast als gutes Omen für die SPD sah Nils Schmid bei 
der Anfahrt nach Überlingen-Nußdorf den „unglaub-
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lichen Blick auf den Sonnenuntergang“ ganz in Rot 
getaucht. 
 
Angesichts des Wahlergebnisses in MRW stellte 
Schmid fest: “Die SPD ist wieder da, sie ist dran, 
wenn es ums Regieren geht. Schwarz/Gelb hat im 
Bund die Probleme auf die lange Bank geschoben 
und die Quittung dafür erhalten. Die Linkspartei stört 
nur, wir wollen alles daran setzen dass sie nicht reus-
siert. Wir sorgen für klare Verhältnisse. 
 
Dass die Union auch im Land die Mehrheit verloren 
hat, führte Nils Schmid auf die vielen Fehler und die 
Skandale zurück. „In Baden-Württemberg ist Musik 
drin, das Spiel ist offen. Die SPD wird zeigen, dass 
sie die Partei der positiven Veränderung ist. Wir 
werden mit der Bevölkerung vor Ort mit der Bevöl-
kerung arbeiten – nicht nur von Stuttgart aus. Die 
SPD ist Partner der Bürger.  
 
In einem gr0ßen Bogen grenzte Schmidt die moderne 
Politik der SPD von der rückwärts gewandten Politik 
der CDU ab. Besonders wichtig die Würde bei der 
Arbeit. 
 
„Verantwortliche Arbeitgeber und selbstbewusste 
Arbeitnehmer arbeiten zusammen. Herkunft ist nicht 
so wichtig, entscheidend ist der soziale Zusammen-
halt.“ 
 
Wir wollen als Land vorne bleiben, den Dialog mit 
den Menschen führen – macht mit!“ 
                                                                Karl-Heinz König 
 

Wendeunfälle auf B 31  
 

Zeller stellt Anfrage an 
Landesregierung  

 
In einer kleinen Anfrage an die Landesregierung will 
Norbert Zeller wissen, ob diese sich für einen schnel-
leren Ausbau der B 31 im westlichen Bodenseekreis 
einsetzt, angesichts der zunehmenden Unfälle auf den 
Strecke Meersburg bis Kreisgrenze bei waghalsigen 
Wendemanövern.  
Erneut sind im Mai bei Überlingen-Aufkirch zwei 
Autos zusammengestoßen, als ein Fahrer verkehrs-
widrig auf den B 31 dort gewendet hat. Erst ein hal-
bes Jahr vorher, wurde ebenfalls bei einem Wende-
manöver eine Frau bei einem Parkplatz bei Überlin-
gen-Burgberg getötet und an der gleichen Stelle war 
acht Monate vorher ebenfalls ein schwerer Unfall bei 
einer verbotswidrigen Wendung passiert. Laut Poli-
zeistatistik sind in sieben Jahr vier Personen auf die-
sen Streckenabschnitt der B 31 Kreisgrenze bis 
Meersburg bei 24 Unfallen getötet worden. Tendenz 
zunehmend. Dies veranlasste nun den Abgeordneten 
der Bodenseeregion, Norbert Zeller SPD, bei der 
Landesregierung nachzuhaken. „Offensichtlich be-

steht dringender Handlungsbedarf gerade im Bereich 
der Parkplätze an der B 31, auf denen verkehrsge-
fährdendes Wenden möglich ist“, meint Zeller. Ein 
beschleunigter Ausbau der B 31 wäre hier zur Ver-
hinderung derartiger Unfälle mit leider steigender 
Tendenz dringend als probates Mittel gefordert, er-
klärt der Politiker aus dem Bodenseekreis in seiner 
Begründung der Landesregierung. 
14.05.2010 Büro Norbert Zeller, MdL  
 
Ganztagesgenehmigung für Schule Fisch-
bach 
 

Zellers Vorstöße erfolgreich 
 

Als großen Erfolg für seine jahrelange Hartnäckigkeit 
gegenüber dem Kultusministerium, beim Kampf  für 
die Erteilung der Genehmigung auf Ganztagesbetrieb 
an der GHWRS Fischbach, sieht der Landtagsabge-
ordnete Norbert Zeller das nun erfolgte Ja zur Ganz-
tagesschule im Grundschulbereich dazu. Er hatte 
schon unter Schavan und dem Nachfolger im Kul-
tusministerium, Helmut Rau, wie zuletzt auch bei der 
neuen Ministerin Marion Schick sich vehement für 
die Fischbacher Schule als Bildungspolitiker seiner 
Fraktion und ebenso als Vorsitzender des Ausschus-
ses für Schule, Jugend und Sport im Landtag von 
Baden-Württemberg eingesetzt.  
 
Zuletzt hatte er sich an den zuständigen Abteilungs-
leiter im Kultusministerium, Ministerialdirigent Man-
fred Hahl, direkt gewandt und ebenso Ministerin 
Schick in einem persönlichen Brief gebeten, für 
Fischbach den Weg zur Ganztagsschule im Grund-
schulbereich frei zu machen. „Dass das nun gelungen 
ist, freut mich sehr“, erklärt Zeller. Die Schule Fisch-
bach, in der sehr viele Schüler mit großem Bedarf an 
ganztätiger Betreuung und auch Mittagsverpflegung 
unterrichtet werden, hat nun eine Perspektive und mit 
ihr die vielen Eltern, für die eine Ganztagesbetreuung 
existentiell wichtig ist. 
„Vor allem aber werden die Schülerinnen und Schü-
ler nun profitieren, weil sie nun in der Ganztages-
schule eine viel bessere Verpflegung und Betreuung 
erfahren“, meint Zeller. Er hatte den Antrag der 
Schule Fischbach sogar in der letzten Sitzung des 
Schulausschusses im Landtag zur Sprache gebracht. 
„Das „Dicke-Bretter-Bohren“, war erfolgreich“, so 
der Bildungspolitiker, der selbst neben seinem Man-
dat als Lehrer in Friedrichshafen unterrichtet. 
18.05.2010                                Büro Norbert Zeller, MdL 
 

��������                                          
07.06.2010 
Kreisvorstandssitzung 
19.30 Uhr bis 22.00 Uhr 
parteiöffentlich 
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Die Broschüre der EURES-Grenzpartnerschaft 
BODENSEE ist jetzt in der 7. Ausgabe für das Jahr 
2010 beim DGB und bei allen Arbeitsagenturen in 
der Bodenseeregion kostenlos erhältlich. Herausgeber 
ist die DGB Region Südwürttemberg in Ravensburg. 
Die Broschüre ist in erster Linie für alle interessant, 
die schon als Grenzgänger arbeiten oder sich für eine 
Arbeit im Nachbarland interessieren. Erläutert wird, 
was man bei der Jobsuche und bei der Arbeit beach-
ten muss, wie es mit den Krankenversicherungen und 
Renten aussieht und welche Familienleistungen es 
gibt. Auf diese und noch viel mehr Fragen geben die 
„Infos für Grenzgänger“ kompetent Auskunft. 
 
Im Bodenseeraum gehen rund 36.000 Menschen 
derzeit in einem Nachbarland einer Tätigkeit nach. 
Viele weitere spielen mit dem Gedanken. Entspre-
chend groß ist auch der Bedarf an Informationen. 
Diese finden Interessierte kompakt, attraktiv und 
übersichtlich zusammen gestellt in den soeben er-
schienenen „Infos für Grenzgänger 2010“. Nachge-
fragt wird die Broschüre mittlerweile deutschland- 
und europaweit. „Ihre leichte Handhabbarkeit und 
Verständlichkeit machen sie zu einem Handbuch, mit 
dem man ja nicht nur für die Länder und Kantone der 
Bodenseeregion Jahr für Jahr auf den neuesten Stand 
gebracht wird“, sagt Gottfried Christmann vom 
DGB-Regionsbüro Ravensburg. Gefragt sei diese 
wichtigste Publikation der Grenzpartnerschaft des-
halb in immer mehr in Ämtern, Personalabteilungen 
und Beratungsfirmen.  
 
Inhalt der Broschüre sind Informationen für die Be-
reiche Arbeit, Soziales und Steuern in den Ländern 
Schweiz, Deutschland, Österreich und Liechtenstein 
aufgearbeitet��
�

�
�
�
�
�
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Das Themenspektrum reicht von der Arbeitssuche, 
der Arbeitsbewilligung, dem Arbeitsrecht, der Aner-
kennung von Berufsabschlüssen über die Kranken-
versicherung, die Unfallversicherung, die Vorsorge 
und die Arbeitslosenversicherung bis hin zur Besteu-
erung des Einkommens und die Besteuerung der 
Altersbezüge. Dazu kommen noch viele Tipps und 
Kontaktadressen für etwaige Nachfragen.  
 
All dies macht die „Infos für Grenzgänger“ nicht nur 
für Grenzpendlerinnen und Pendler in der Bodensee-
region, sondern auch für Betriebsräte, Steuerberater, 
Anwälte und Personalverantwortliche in Unterneh-
men und Verwaltungen zu einem arbeits- und sozial-
rechtlichen Nachschlagewerk. Für die Qualität und 
Aktualität der EURES-Broschüre steht ein Netzwerk 
von Expertinnen und Experten in Ämtern, Behörden, 
Verbänden, Versicherungen, Vereinen und Informa-
tionszentren, die alljährlich ihr Wissen zur Verfügung 
stellen und so mithelfen, die arbeits-, sozialrechtli-
chen und steuerrechtlichen Informationen auf den 
neuesten Stand zu bringen. 
11.05.2010                            i. A. Efi Binder  DGB-Region  
                                   Südwürttemberg Büro Ravensburg 
                                                                  

 
Sonderschulen:  
 

SPÖ-Bildungssprecher Elmar 
Mayer für Integration ins  

Regelschulwesen 
 
Sind Sonderschulen menschenrechtswidrig? Der Mo-
nitoringausschuss, der über die Einhaltung der UN-
Konvention über die Rechte von Menschen mit Be-
hinderung wacht, behauptet dies. Die Feststellung 
stößt auf Empörung. Auch SPÖ-Bildungssprecher 
Elmar Mayer findet sie "überzogen und dumm". "Vor 

Sozialistische Bodensee-Internationale, SBI 
Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten und Gewerkschaften 

www.bodensee-internationale.org                                                                                                      
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allem den Pädagogen, die sich an den Sonderschulen 
engagieren, tut sie weh."  
 
Wie Bundes-Behindertenanwalt Erwin Buchinger 
lässt allerdings auch Mayer wissen, dass sich Sonder-
schulen schon bald erübrigen können: "Wenn man 
jetzt die Weichen stellt, dann ist es realistisch, dass es 
in zehn Jahren keine Sonderschulen mehr gibt."  
 
Was Mayer zu dieser Aussage bringt, ist nicht so sehr 
der Menschenrechtsgesichtspunkt; ihm geht es viel-
mehr um den pädagogischen Zugang: Alle Buben 
und Mädchen sollten gemeinsam unterrichtet werden. 
Wobei durch individualisierten Unterricht dafür ge-
sorgt werden müsse, dass "Kinder gefördert werden, 
wo ihre Talente liegen und abgefangen werden, wo 
ihre Schwächen sind."  
 
SPÖ-Bildungssprecher Mayer schlägt vor, nicht nur 
Sonderschüler, sondern auch ihr Lehrer - "hochquali-
fizierte Sonderpädagogen" - in die "normalen" Schu-
len zu holen. Alle würden davon profitieren, ist er 
sich sicher: Die Besseren und die Schwächeren. Vor-
aussetzung wäre freilich eine umfassende Schulre-
form, so Mayer: "Die Schulautonomie müsste ausge-
weitet werden." Direktoren müssten die Möglichkeit 
bekommen, sich das nötige Personal zu holen und 
alle erforderlichen Maßnahmen zu setzen 
.   
Die finanzielle Seite stehe einer entsprechenden Re-
form nicht im Weg, so Mayer: "Ganz im Gegenteil." 
Allein für die zehn- bis 14-jährigen leiste man sich 
die Hauptschule, die Neue Mittelschule, die AHS-
Unterstufe und die Sonderschule -  "also vier Schul-
typen für eine Altersstufe." Wenn man sie zusam-
menlegen würde, "könnte man such den besten Un-
terricht leisten, „ so Mayer abschließend.  
                                                    SPÖ-Express, 07.05.2010 
 

Tag der Arbeit  
 

Gelungene Feier am 1. Mai 
 
Am 1. Mai hat die SPÖ heuer zum 120. Mal den 
„Tag der Arbeit begangen“. Eine besondere Ehre 
war es dabei für mich, als neuer Geschäftsführer 
der SPÖ-Landesorganisation die Feier zu eröffnen 
und die so zahlreich erschienenen Parteifreundin-
nen und Parteifreunde begrüßen zu dürfen. 
 
An dieser Stelle möchte ich nochmals allen Beteilig-
ten, die zum erfolgreichen Gelingen dieser Feier bei-
getragen haben, meinen großen Dank ausdrücken. 
Insbesondere möchte ich Landesparteivorsitzendem 
Michael Ritsch und Erwin Buchinger, Sozialminister 
a. D. für ihre interessanten Redebeiträge danken, in 
denen beide einen kritischen Blick auf das Vergange-
ne geworfen, aber auch Zuversicht für die Zukunft 
der SPÖ geäußert haben. 
 

Mein Dank gilt aber auch meinem Vorgänger, Franz 
Lutz und auch Lukas Riepler von der Sozialistischen 
Jugend. Denn diese trugen auf ihre ganz besondere, 
teils humorvolle Art zur besonderen Stimmung dieser 
Feier bei. 
                    Landesgeschäftsführer Reinhold Einwallner 
                            in ClubInfo                    über Maria Dür 
 

Erschreckende Bilanz in der 
Sozialhilfe 

 

Um ein Viertel mehr Fälle als noch vor 
drei Jahren 

 
Erschreckend findet SPÖ-Clubobmann LAbg. Mi-
chael Ritsch die jüngst im Sozialpolitischen Aus-
schuss des Vorarlberger Landtages präsentierte Sta-
tistik der Offenen Sozialhilfe.  
 
Im Zeitraum von gerade mal drei Jahren sei die An-
zahl der Fälle in der Sozialhilfe von 4.000 auf 5.000, 
also um ein Viertel, gestiegen. 7,5 % davon seien, so 
Ritsch weiter, türkische Staatsbürger. „Wenn man 
alle von Sozialhilfe betroffenen Menschen mit einbe-
zieht, dann ‚leben’ 10.000 Vorarlbergerinnen und 
Vorarlberger davon“, erklärt Ritsch.  
 
Besonders betroffen mache die Tatsache, dass fast 
3.400 minderjährige Kinder in Haushalten leben, die 
Sozialhilfe beziehen müssen. Ritsch fordert deshalb 
den Landeshauptmann ein weiteres Mal auf, dem 
Imageprojekt Kinder in die Mitte endlich konkrete 
Taten folgen zu lassen. Hochglanzbroschüren würden 
den Kindern herzlich wenig helfen.  
 
Die aktuelle Sozialhilfestatistik belege auch, dass 
Bildung ein maßgebliches Instrument zur Vermei-
dung von Armut sei. „96 % der Sozialhilfefälle wür-
den Menschen betreffen, die die Pflichtschule, eine 
Lehre oder die Handelsschule abgeschlossen haben 
bzw. deren Ausbildung nicht bekannt ist. Lediglich 4 
% der Fälle der Sozialhilfebezieher haben einen Ma-
turaabschluss, einen Hochschulabschluss oder sind in 
Ausbildung“, sieht Ritsch den zentralen Schlüssel zur 
Vermeidung von Armut in der Bildung. 
SPÖ-Express                                                     07.05.2010 
 

Muttertag im Zeichen von 
“Gleicher Lohn für gleiche und 

gleichwertige Arbeit“  
 
Die Leistungen, die Frauen erbringen, werden immer 
noch zu selten entsprechend gewürdigt. Es darf nicht 
sein, dass Frauen für die gleiche Arbeit ein Drittel 
weniger verdienen als Männer, nur weil sie Frauen 
sind. Deshalb fordern die SPÖ-Frauen gleiches Ge-
halt für gleiche Arbeit. Dabei geht es laut SPÖ-Lan-
desfrauenvorsitzender Olga Pircher um eine Notwen-
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digkeit – der Lebensstandard von Frauen und Kin-
dern in Vorarlberg und ganz Österreich muss geho-
ben werden. 
  
Auch leisten Frauen immer noch einen Großteil der 
unbezahlten Arbeit. Sie sind es nach wie vor, die für 
die Kinderbetreuung zuständig sind und ihre Angehö-
rigen pflegen. „Eine gerechte Arbeitsteilung käme 
Frauen und Männern zugute und es würde die Chan-
cen von Frauen, im Berufsleben erfolgreich zu sein, 
wesentlich erhöhen“, so Olga Pircher.  
 
Die SPÖ Frauen schlagen konkrete Maßnahmen vor 
und setzen auch zum Muttertag auf die Kampagne 
“Weiter auf der Leiter“. Dazu gehören die Punkte 
Einkommenstransparenz und Ausbau der Kinder-
betreuung. Zu dem Zweck wurde eine Unterschrif-
tenaktion gestartet, die zum Ziel die Verankerung der 
Lohntransparenz im Gleichbehandlungsgesetz hat. 
Am Samstag, den 8. Mai um 9.30 Uhr starten die 
SPÖ-Frauen eine Muttertagsaktion in der Bludenzer 
Fußgängerzone. Genaue Informationen zur Kampag-
ne „Weiter auf der Leiter“ mit der Unterschriftenliste 
unter www.frauen.spoe.at. 
                                                    SPÖ-Express, 07.05.2010 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Rede zum Gesetzentwurf der 
SPD "Abschaffung der  

strafbefreienden Selbstanzeige 
bei Steuerhinterziehung" 

23.04.2010 -  

Erste Beratung des von der Fraktion der SPD 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung der Abgabenordnung (Abschaffung 
der strafbefreienden Selbstanzeige bei Steuer-
hinterziehung) 
– Drucksache 17/1411 – 
 

Martin Gerster (SPD): 
 
Steuerhinterziehung war nie ein Kavaliersdelikt. Sie 
ist es nicht und wird es niemals sein. So weit, so gut. 
Das Bekenntnis zu einem entschlossenen Kampf 
gegen alle Formen von Steuerkriminalität hört man in 
diesem Haus gegenwärtig aus allen Richtungen. Wir 
dürfen nicht zulassen, dass es zum Lippenbekenntnis 
verkommt. Wo andere Leerformeln daherbeten, wol-
len wir Sozialdemokraten Steuerhinterziehung wirk-
sam bekämpfen. Der von uns eingebrachte Gesetz-
entwurf führt deshalb den unter Finanzminister Peer 

Steinbrück mutig beschrittenen Erfolgsweg fort. 
Seinem Einsatz ist zu verdanken, dass sich das Ge-
schäftsmodell „Steueroase“ international auf dem 
Rückzug befindet. Das Steuerhinterziehungsbekämp-
fungsgesetz hat Wirkung gezeigt. Seit Herbst 2008 
haben zahlreiche Länder den OECD-Standard zu 
Bankauskünften akzeptiert. Damit haben sich auch 
die Chancen, deutschen Steuerkriminellen auf die 
Schliche zu kommen, deutlich verbessert. 
 
Angesichts dieser erfreulichen Entwicklung ist es 
jetzt an der Zeit, den Umgang mit der strafbefreien-
den Wirkung von Selbstanzeigen zu überdenken. Wir 
wollen Steuerhinterziehern in Zukunft die Möglich-
keit nehmen, sich auf diesem Wege ihrer gerechten 
Strafe zu entziehen; denn wir sind überzeugt, dass 
die bisherige Regelung ihren ursprünglichen Sinn 
verloren hat und zu einem Instrument im strategi-
schen Werkzeugkasten von Tätern verkommen ist, 
die ihre baldige Überführung fürchten müssen. Wir 
gehen diesen Schritt im Interesse der überwiegenden 
Mehrheit unserer Bürgerinnen und Bürger, die ehr-
lich ihre Steuern zahlen, damit unser Gemeinwesen 
seine Leistungen erbringen kann. Deren Gerechtig-
keitsempfinden wird durch die strafbefreiende 
Selbstanzeige in empfindlichem Maße verletzt. 
 
Umso enttäuschender ist es, dass Schwarz-Gelb – 
trotz vieler Sonntagsreden – bei der Bekämpfung von 
Steuerhinterziehung kaum wahrnehmbares Engage-
ment an den Tag legt. In manchen Bundesländern 
drängt sich sogar der Eindruck auf, dass CDU und 
vor allem FDP mehr am aktiven Täterschutz Interesse 
haben als an der Aufklärung von Steuerstraftaten. 
Wie kann es sein, dass sich diese Bundesregierung 
noch immer nicht auf einen eindeutigen Kurs im 
Umgang mit Steuerdaten, die ihr zum Kauf angebo-
ten werden, hat einigen können? Wie kann es sein, 
dass ein baden-württembergischer FDP-Justizmi-
nister sich dem Ankauf entsprechender Datenträger 
verweigert und dafür Bedenken vorschiebt, die sein 
nordrheinwestfälischer Kollege und Parteifreund 
offensichtlich in keinem Punkt teilt. Statt solcher 
taktischer Spielchen wären CDU und FDP besser 
beraten, ein klares Signal zu setzen: Steuerehrlichkeit 
ist eine Bürgerpflicht, die sich unser Staat nicht ab-
handeln lässt. Es darf nicht sein, dass Menschen 
unser Gemeinwesen über Jahre hinweg und systema-
tisch betrügen – mit dem klaren Kalkül, sich in letzter 
Sekunde mit einer Selbstanzeige aus dem Sumpf der 
Kriminalität zu ziehen. Wir beobachten: Das Verhal-
ten der Steuerhinterzieher wird vor allem von der 
Angst vor Entdeckung geleitet. Mit jeder CD mit 
Steuerdaten, die den Steuerbehörden einen Ankauf 
wert erscheint, rollte eine neue Welle von Selbstan-
zeigen an. Mittlerweile sind es mehr als 16 000, da-
von allein 4 300 aus meinem Heimatland Baden-
Württemberg. 

SPD Kreis Biberach 
MdB  

Martin Gerster  
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Die Selbstanzeigen kommen und gehen – das Phä-
nomen der Steuerflucht bleibt bestehen; denn offen-
sichtlich erscheint vielen Steuerkriminellen das Risi-
ko, erwischt zu werden, noch zu gering. Deshalb 
streben wir einen Strategiewechsel an, der das uralte 
Gezeitenspiel von Steuerflucht und Selbstanzeige 
neuen Regeln unterwirft. Wir müssen klare Kante 
ziehen: Der § 371 der Abgabenordnung ist ersatzlos 
zu streichen. Ab dem 1. Januar 2011 muss die Tür zur 
Flucht in die Selbstanzeige geschlossen sein. Bis 
dahin bleibt jenen, die den Rückweg in die Steuerehr-
lichkeit suchen, eine letzte Frist. Um wirksam zu 
werden, muss diese Maßnahme jedoch durch weitere 
Anstrengungen flankiert werden. Das heißt, wir müs-
sen unseren Finanzbehörden bereits im Besteue-
rungsverfahren die notwendigen Mittel an die Hand 
geben, um auf nationaler, europäischer und internati-
onaler Ebene erfolgreich und effizient zusammenzu-
arbeiten. Gleichzeitig muss uns daran gelegen sein, 
das Schwert der Steuerfahndung so scharf zu halten, 
dass potenziellen Steuerhinterziehern das Entde-
ckungsrisiko jederzeit klar vor Augen steht. Deshalb 
müssen wir den Finanzbehörden die notwendigen 
Mittel in die Hand geben, um im In- und Ausland 
effizient zu ermitteln. 
 
Der ein oder andere mag nun argumentieren, durch 
eine Streichung von § 371 AO würde das Element 
der „tätigen Reue“ zu kurz kommen. Darüber können 
wir diskutieren. Ich gebe aber zu bedenken: Das 
Prinzip wird weiterhin im Steuerstrafverfahren be-
rücksichtigt werden. Insofern bieten sich auch ohne 
die völlige Straffreiheit bei Selbstanzeige hinreichen-
de Anreize für Steuerkriminelle, mit den Behörden 
zusammenzuarbeiten. 
 
Wir Sozialdemokraten im Deutschen Bundestag 
streben mit dem vorliegenden Gesetzentwurf einen 
Paradigmenwechsel im Umgang mit Steuerhinterzie-
hung an. Nicht mehr und nicht weniger. Auch aufsei-
ten unseres früheren Koalitionspartners gab es ja 
noch vor kurzem Anzeichen, uns auf diesem Weg zu 
folgen. Ich denke da nicht nur an den Kollegen Hans 
Michelbach, sondern vor allem an den saarländischen 
Ministerpräsidenten Peter Müller, der sich in dieser 
Frage ganz in unserem Sinne geäußert hat. Ich darf 
ihn aus der Frankfurter Rundschau vom 22. Februar 
zitieren:  
Steuerhinterziehung ist soziales Schmarotzertum. Sie 
muss konsequent verfolgt werden. … Steuerhinter-
zieher dürfen künftig nicht mehr generell straffrei 
davonkommen, wenn sie sich selbst anzeigen. … Der 
Staat kann sich doch nicht seinen Anspruch, Unrecht 
zu bestrafen, abkaufen lassen. Wer Unrecht begeht, 
muss dafür geradestehen, egal, ob es Körperverlet-
zung oder ein Steuerdelikt ist, und egal, ob es sich um 
einen armen Schlucker oder einen Millionär handelt. 
Leider ist bis auf Ankündigungen nicht viel von Ih-
rem Elan übrig geblieben, liebe Kolleginnen und 

Kollegen von der Union. Als es vor der Osterpause 
um das Thema Steuerkriminalität ging, haben Sie von 
uns konkrete Vorschläge eingefordert. Wir legen hier 
einen konkreten Vorschlag vor. Zwischenzeitlich 
hatten Sie ja mit einem eigenen Gesetzentwurf ge-
liebäugelt. Gestern im Finanzausschuss war nur noch 
von einem Antrag die Rede. Schlagen Sie sich nicht 
zu ihrem Koalitionspartner ins gelbe Gebüsch! Ver-
passen Sie nicht die Chance, hier gesetzliche Fakten 
zu schaffen! 
 
Ich lade Sie herzlich ein, sich aus ihrer Koalition der 
Unwilligen zu lösen und gemeinsam mit uns die 
mittlerweile überkommene Regelung zur Straffreiheit 
bei Selbstanzeige aus der Welt zu schaffen. Stimmen 
Sie unserem Gesetzentwurf zu, und setzen Sie ein 
Zeichen, dass es Ihnen mit dem Kampf gegen Steuer-
kriminalität ernst ist! 
Aus:                                               www.martin-gerster.de  
 
 
 
 
 
 
 
 

 

CSU/FDP Regierung ist am 
Ende 

 

Hans-Ulrich Pfaffmann:  
 

Vollmundige Versprechungen 
gebrochen, 1000 Lehrer 

einzustellen 
 

Nach Informationen des Bayerischen Rundfunks 
haben CSU und FDP vereinbart, ihre Wahl- und 
Koalitionsversprechen nicht einzuhalten und die 
zugesagten 1000 Lehrer/Innenstellen pro Jahr zur 
Verkleinerung der Schulklassen nicht zu realisieren. 
Der SPD-Bildungssprecher Hans-Ulrich Pfaffmann 
hat weitere Informationen: Demnach soll die Ent-
scheidung, die versprochenen 1000 Lehrer pro Schul-
jahr nicht umzusetzen, bereits auf einer Kabinetts-
klausur im November 2009 in Quirin zwischen CSU 
und FDP vereinbart worden sein. Und damit noch 
nicht genug: Auf dieser Klausur wurde eine soge-
nannte "Gift-Liste" über Sparmaßnahmen in der Fol-
ge des Versagens der CSU in der bayerischen Fi-
nanzpolitik (Landesbank und Kauf der Hypo Alpe 
Adria) beschlossen, die weitere Einsparungen unter 
anderen im Bildungsbereich enthält. 
 
Pfaffmann, der auch Vorsitzender des Bildungsaus-
schusses im Landtag ist, fordert jetzt umgehende 
Aufklärung in einer Regierungserklärung: „Seehofer 
und Spaenl e müssen jetzt Farbe bekennen, warum 

BayernSPD 
SPD Kreisverband Lindau 
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die vollmundigen Versprechungen an die Wählerin-
nen und Wähler gebrochen worden sind." 
 
„Es ist inakzeptabel, dass jetzt nach dem Willen der 
CSU/FDP Regierung die Schüler/Innen, die Eltern 
und die Lehrer/Innen das Versagen der CSU bei der 
Landesbank ausbaden sollen. Die Koalition ist am 
Ende“, so Pfaffmann. Er fordert erneut dazu auf, den 
gesamten Bildungsbereich von den sicherlich not-
wendigen Sparbemühungen auszunehmen und zu 
investieren. 
Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion vom 
12.05.2010  
 

AUS AKTUELLEM ANLASS:  
 

STEINMEIER ZUR 
GRIECHENLAND-HILFE  

 

Auszüge aus der bemerkenswerten Re-
de, die SPD-Fraktionsvorsitzender Dr. 
Frank-Walter Steinmeier in der Aktuellen 
Stunde zu den Griechenland-Hilfen am 5. 
Mai im Bundestag hielt:  
 
„Die Entscheidung, die wir in dieser Woche im 
Deutschen Bundestag zu treffen haben, ist über die 
Jahre gesehen vielleicht die folgenreichste und 
deshalb schwerste Entscheidung, die wir zu treffen 
haben… 
Das ist die größte Belastungsprobe für die europäi-
sche Integration seit den Römischen Verträgen…Sie 
(zur Bundeskanzlerin gewandt) und die Regierung 
haben wie ein Rohr im Wind geschwankt und erklä-
ren das nachträglich zur Strategie…Jawohl, das euro-
päische Rettungspaket muss sein, die deutsche Betei-
ligung daran auch…Frau Merkel, wir werfen Ihnen 
nicht vor, dass Sie handeln. Im Gegenteil: Wir werfen 
Ihnen vor, dass Sie erst jetzt handeln. Das Unheil, das 
Sie bis hierhin angerichtet haben, ist nämlich gewal-
tig.  
Im Februar war doch schon erkennbar, dass Grie-
chenland ganz gefährlich ins Trudeln geriet…Das 
war der Zeitpunkt zu handeln, und da hätte eine gute 
Regierung mit einem Krisenmanagement begonnen, 
das Parlament hier informiert und Handlungsoptionen 
ausgeleuchtet…Wir haben sehr wohl gespürt, dass 
viele bei Ihnen gehofft haben, dass der griechische 
Antrag erst am 14. Mai kommt und nicht bereits Ende 
vergangenen Monats.  
…Denn ich sage aus meinem Demokratieverständnis 
heraus: Es wäre gut, wenn bei Entscheidungen sol-
cher Tragweite die im Deutschen Bundestag vertrete-
nen Parteien nicht Lichtjahre und Galaxien voneinan-
der entfernt wären. …Eine Zustimmung zu einer 
nackten Kreditermächtigung wird es mit der SPD im 
Deutschen Bundestag nicht geben. …  
Sie beide, Kanzlerin und Vizekanzler, haben 
auf der Brücke gefehlt, als das Schiff in Seenot 

geraten ist. Sie haben es einfach laufen lassen, 
als die Neunmalklugen bei Ihnen gerufen ha-
ben: ‚Mir gebbet nix!‘ …  
Keine Bundesregierung hat es geschafft, in so kurzer 
Zeit so viel Vertrauen zu verspielen wie Sie in 
diesen Tagen.…  
 
Ohne den Euro hätten Europa und Deutschland in der 
Weltwirtschaft keine Zukunft. Ohne den Euro hätte 
uns diese Finanz- und Wirtschaftskrise noch sehr viel 
härter getroffen als jetzt… Aber dies den Menschen 
zu erklären, Frau Merkel, ist Aufgabe einer Regie-
rung.  
…ist ein starkes Europa die richtige, mittel- 
und langfristige vielleicht sogar die einzige 
Antwort auf eine sich verändernde Weltwirt-
schaft. Das ist doch – so habe ich es immer 
verstanden – unser Gegenentwurf zu einer 
regellosen Welt…..  
Zwei Drittel unserer Exporte gehen in die Staaten der 
Europäischen Union. Die deutsche Wirtschaft spart 
jedes Jahr rund 10 Milliarden Euro, weil sie im Euro-
Raum keine Kurssicherungsgeschäfte mehr machen 
muss. Die Kredite für Griechenland sind deshalb – 
lassen Sie es mich noch einmal sagen- eben nicht nur 
eine Frage europäischer Solidarität. 
Sie sind auch ein Gebot wirtschaftlicher Vernunft. Es 
geht um das Vertrauen der Menschen in die Gestal-
tungskraft der Politik überhaupt. Es geht auch um das 
Fundament unserer Demokratie.…  
Sie spüren doch…die Sorge, dass die Politik die 
internationalen Finanzmärkte nie und nimmer unter 
Kontrolle bekommt, dass anonyme Hedgefonds … 
nicht nur mit Banken, sondern am Ende auch mit 
Staaten Monopoly spielen können, weil das Börsen-
kasino noch immer keine Regeln hat.…  
Deshalb sage ich: Wir müssen weiterdenken und 
mutiger handeln als die Bundesregierung das gegen-
wärtig plant. Wir müssen an die Ursachen der Krise 
herangehen. Wir müssen die Lasten der Krise gerecht 
verteilen.…  
Frau Merkel, machen Sie also Ernst! Keine Lippen-
bekenntnisse mehr! Ich fordere Sie auf: Verbieten Sie 
ungedeckte Leerverkäufe! Verbieten Sie spekulative 
Kreditversicherungen! Sorgen Sie für eine strengere 
Überwachung der Hedgefonds! Regulieren Sie die 
Ratingagenturen! Schaffen Sie eine europäische Ra-
tingagentur! Sorgen Sie für einen Finanz-TÜV!…  
Die Kosten dieser Krise dürfen – das ist unabdingbar 
– nicht wieder einseitig auf den Steuerzahler abgela-
den werden…Die Menschen erwarten dringend, dass 
wir mit dem Versprechen Ernst machen, dass auch 
die Verantwortlichen beim Tragen der Kosten heran-
gezogen werden…Wir brauchen eine ernsthafte Be-
teiligung der Banken mit dauerhaften Beiträgen. 
Dafür kenne ich nur ein Instrument. Das ist die Fi-
nanztransaktions-steuer…Es gibt kein anderes In-
strument. …  
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Ich rufe Sie auf: Geben Sie den Lobbyinteressen 
nicht nach, auch nicht der FDP! ...  
Denken Sie nicht in den Schablonen von Parteipro-
grammen, denken Sie an die Zukunft dieses Landes.  
…  
Es geht um Griechenland, es geht um den Euro. Das 
wird das Thema bleiben. Vor allen Dingen geht es 
aber um die Handlungsfähigkeit von Politik…Lasst 
uns gemeinsam um Spielräume für Handlungsfähig-
keit von Politik kämpfen! Lasst uns dafür sorgen, 
dass wir sie da, wo sie verloren gegangen sind, wo 
wir sie eingebüßt haben, zurückerobern. Das sind wir 
den Menschen in Deutschland und der Demokratie in 
diesem Lande schuldig.“  
Newsletter:                                    Ausgabe 13 / Mai 2010  
                                            Dr. Paul Wengert, MdL (BY) 
                                                              

Steuerschätzungen lassen 
keinen Spielraum für 
Steuererleichterung  

 
„Angesichts der zu erwartenden Steuerausfälle von 
39 Mrd. Euro allein zwischen 2010 und 2013 verbie-
ten sich weitere Steuererleichterungen, wie sie die 
FDP fordert. Die Einnahmeausfälle sind zum Teil 
schon jetzt Resultat einer unverantwortlichen Steuer-
politik. So hat die Aussetzung der Vermögenssteuer 
und Senkung der Erbschaftssteuer zum Rückgang der 
Steuereinnahmen geführt, “ erklärt Mattheis. Viele 
Städte und Gemeinden in Deutschland haben bereits 
kaum mehr Mittel, Kindertagesstätten, Musikschulen 
und Hallenbäder zu finanzieren. Zudem wird die 
Rettungsaktion für Griechenland den Bundeshaushalt 
zusätzlich belasten, “ so Mattheis weiter. 
 
„Statt Steuersenkungen für Besserverdienende zu 
fordern, sollte die Regierung ein nachhaltiges Kon-
zept entwickeln, wie sie die Haushaltslage der Kom-
munen, Länder und des Bundes wieder in den Griff 
bekommt,“ so Mattheis weiter. „Wichtige Bausteine 
dafür wären die Einführung einer Finanztransaktions-
steuer, eine gerechte Erbschafts- und Vermögens-
steuer, sowie die Anhebung des Spitzensteuersatzes 
auf 47,5 Prozent, wie es die SPD fordert.“ 
 
Alleine eine Besteuerung auf jedes Finanzgeschäft in 
Höhe von 0,05 Prozent würde dem Deutschen Fiskus 
fast 40 Milliarden einbringen. Die Mittel aus der Fi-
nanztransaktionssteuer könnten beispielsweise für In-
vestitionen in Bildung, Forschung und Entwicklung 
sowie klimafreundliche Technologien investiert wer- 
den. Außerdem wäre eine Finanztransaktionssteuer 
ein sinnvolles Instrument, um das Ausmaß der Fi-
nanzspekulationen zu begrenzen. Großbritannien er-
hebt eine ähnliche Steuer schon seit dem Jahr 1694, 
obwohl London der größte Finanzplatz in Europa ist. 
 

Auf Antrag der SPD-Bundestagsfraktion beschäftigte 
sich der Deutsche Bundestag heute in einer aktuellen 
Stunde mit den Ergebnissen des Steuerschätzungs-
kreises. 
06.05.2010 Wahlkreisbüro Hilde Mattheis, MdB 
 

Zur Einlegung des Leitungsvorbehalts von 
Bundeswirtschaftsminister Rainer Brüderle bei 
der Einführung eines Mindestlohns in der 
Pflege und einermöglichen Befristung des 
Mindestlohns bis zum 31. Dezember 2011 
erklärt Hilde Mattheis: 
 

Der empfohlene Mindestlohn 
in der Pflege darf nicht 

aufgeweicht werden 
 

„Für die 800.000 Beschäftigten in der Pflege ist es 
ein Schlag ins Gesicht, dass Wirtschaftsminister 
Rainer Brüderle die Einführung des Mindestlohns in 
der Pflege nun aufweichen will“, erklärt Hilde 
Mattheis. „Es war ein langer Weg, bis sich Arbeitge-
ber und Gewerkschaftsvertreter in der extra einge-
setzten Kommission auf einen Mindestlohn geeinigt 
haben. Es kann nicht sein, dass sich der Bundeswirt-
schaftminister nun über die Empfehlungen der Pfle-
gekommission hinwegsetzt.“ 
 
„Statt sich für bessere Arbeitsbedingungen in der 
Pflege einzusetzen, und somit auch für Nachwuchs in 
den Pflegeberufen zu sorgen, möchte der Bundes-
wirtschaftsminister wohl, dass hier weiter für Hun-
gerlöhne gearbeitet werden muss“, so Mattheis wei-
ter. „Gute Pflege hat ihren Preis. Ein Mindestlohn 
schützt Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer vor 
Lohndumping und ist ein wichtiger Schritt bei der 
Qualitätssicherung in der Pflege. Deshalb ist der 
Mindestlohn in der Pflegebranche längst überfällig.“ 
 
Ende März hatte sich die Pflegekommission auf einen 
Mindestlohn von 8,50 Euro im Westen und 7,50 Euro 
im Osten geeinigt und Steigerungsraten bis 2013 fest-
gelegt. Ursprünglich war geplant, den Mindestlohn 
per Rechtsverordnung ab dem 1. Juli 2010 einzufüh-
ren. 
10.05.2010 Wahlkreisbüro Hilde Mattheis, MdB  
   

Anlässlich des "Internationalen 
Tages der Pflegenden" am 12.05.10 

erklärt Hilde Mattheis: 
 

Pflegende verdienen Dank 
und Anerkennung 

 
1,4 Millionen Menschen in Deutschland arbeiten im 
Pflegebereich. Sie spielen eine zentrale Rolle im Ge-



                                                                                                                                                                     

 
 
 
 
 

21 

sundheitssystem. An diesem Tag gilt große Anerken-
nung und Dank allen professionell Pflegenden aber 
auch allen Ehrenamtlichen und pflegenden Angehö-
rigen. Sie leisten einen unverzichtbaren Beitrag für 
die Gesellschaft, indem sie Kranke und pflegebedürf-
tige MitbürgerInnen mit großem Einsatz versorgen. 
 
Alle Menschen und insbesondere die ältere Generati-
on haben unsere Solidarität und Unterstützung ver-
dient. Um eine gute Pflege und Versorgung auch 
weiterhin sicher zu stellen, muss uns gute Pflege 
mehr wert sein. 15 Jahre nach Einführung der Pflege-
versicherung sind weitere Reformschritte nötig. Eine 
neue Definition des Pflegebedürftigkeitsbegriffs ist 
hier ein wichtiger und notwendiger Schritt. Zudem 
brauchen die in Pflegeberufen Tätigen Anerkennung 
über gute Entlohnung. Die rasche Einführung des 
Mindestlohns ist deshalb längst überfällig. Eine wirk-
lich nachhaltige und solidarische Finanzierung der 
Pflege in Deutschland gibt es nur mit einer Bürger-
versicherung. 
Der Internationale Tag der Pflegenden wird traditio-
nell am 12. Mai begangen, dem Geburtstag Florence 
Nightingales (1820-1910), Pionierin der professionel-
len Pflege. Der Gedenktag steht in diesem Jahr unter 
dem Motto "Unsere Kompetenz – Ihre Gesundheit: 
Professionelle Pflege - Garant für Langzeitpflege" 
und widmet sich dem Bereich "chronische Erkran-
kungen". 
11.05.2010 Wahlkreisbüro Hilde Mattheis, MdB 
 

Einladung 
Die Kopfpauschale  

  

Was bedeutet das für 
die Versicherten?  

 

Referent: Peter Fischer,  
Vorsitzender der DGB-Region Südwürttemberg 
 

Wann:  
Donnerstag, 20. Mai 2010, 
19:00 Uhr, 
im „Einblick“, Hofhalde 11, 
Konstanz 
 
Das Gesundheitssystem braucht Reformen. 
 

Für mehr soziale Gerechtigkeit und den 
nachhaltigen Erhalt der Versorgungsqualität 

für Alle muss die solidarische Finanzierung 
ausgebaut werden. 
 

Doch stattdessen sollen mit der Kopfpau-
schale einkommensunabhängige Beiträ-
ge zur Gesetzlichen Krankenversicherung 
(GKV) eingeführt werden. Außerdem soll 
dabei der Beitrag der Arbeitgeber (heute 7 
%) eingefroren werden. 
 

Was dies bedeutet und warum die Pläne 
der Bundesregierung hochgefährlich sind, 
darüber wollen wir mit Peter Fischer disku-
tieren. 
 

Der Eintritt ist frei, Interessierte sind 
herzlich willkommen!  
 

Mit freundlichen Grüssen 
 

DGB-Region Südwürttemberg 
DGB-Ortsverband Konstanz 

 

 
V. i. S. d. P.: Peter Fischer , DGB-Region Südwürt-
temberg, Jahnstr. 26, 88214 Ravensburg, in Zusam-
menarbeit mit dem DGB-Ortsverband Konstanz 
 

�������                                          
 

08.06.2010 
 
Ivo Gönner, Oberbürgermeister von Ulm und 
Präsident des Städtetages spricht und diskutiert 
zum Thema: Die Finanzsituation der Kommunen 

19.00 Uhr bis 21.00 Uhr 

Überlingen im Kursaal  
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Gut und sicher leben 
 

Elf Jahre Regierungsbeteiligung der SPD und 
Schlussfolgerungen für unsere zukünftige 

Politik  
 
Nach dem desaströsen  Bundestagswahlergebnis 
können und wollen wir nicht zur Tagesordnung über-
gehen. Ein Jahr vor der Landtagswahl gilt es auch in 
unserem Landesverband ernst zu machen mit basis-
orientierter Politik und der Abkehr von einer „Basta-
Politik“.  
 
Auf dem Dresdner Parteitag wurden die notwendige 
Aufarbeitung der elf Regierungsjahre vereinbart. 
 
Außerdem wollen wir die Ausrichtung unserer zu-
künftigen Politik diskutieren. Auf dem Bundespartei-
tag im September dieses Jahres soll unser zukünftiger 

Kurs und ggf. eine Korrektur der bisherigen Politik 
beschlossen werden. 
 
Wir wollen uns als Landesverband auf diesem Bun-
desparteitag mit einem Antrag zu den wichtigen Fra-
gen zu „Gut und sicher leben“ positionieren. Und wir 
wollen, dass alle interessierten Mitglieder die Mög-
lichkeit haben, direkt bei der Erarbeitung des Antrags 
mitzubestimmen. Mit dieser Konferenz beginnen  wir 
damit. Die Konferenzform OPEN SPACE garantiert, 
dass die Teilnehmer ohne Vorfestlegung durch den 
Landesvorstand Inhalte dieses Antrag bestimmt. 
 
Am Freitag, 07. Mai 2010, begann damit eine neue 
Ära in der  Arbeit der SPD in BW. Der Landesvor-
stand hat eine Arbeitsgruppe “Zukunftswerkstatt“  
eingesetzt. Dieser Arbeitsgruppe gehören Leni Brey-
meier, Josip Juratovic, Udo Lutz, Rudolf Luz, Danie-
la Harsch und Hilde Mattheis an.  

 

 
 
So sah die Zeit- und Themeneinteilung aus. Ganz 
unten trug sich jede/r TeilnehmerIn für je eine der 
drei Gruppen oben und unten ein. Von den etwa 20 
TeilnehmerInnen konnten sechs Personen ein Thema 
wählen. Wer mitmachen wollte, konnte sich dann  
 

zwei Gruppen anschließen. Es gab auch die Möglich-
keit „Schmetterling“ zu spielen,  d. h. einfach bei den 
verschiedenen Gruppen zuschauen. 
Für die Ergebnisse hier ein Bild aus dem Fotoproto-
koll: 
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Der Auftakt unserer Antragserarbeitung war ein vol-
ler Erfolg. Auf der  von den Gruppen erarbeiteten 
Grundlage  
Wird bis zum 21. Mai von der Arbeitsgruppe einen 
erster Antragsentwurf gefertigt. Dieser wird dann in 
einer Telefonkonferenz besprochen und die Arbeits-
grundlage für das nächste Treffen am 9. Juni bilden.  
                                                                                                                                                                             
Karl-Heinz König 
 

Konferenzform OPEN 
SPACE  

 
Open Space ist eine Konferenzform nach dem Prinzip 
der Selbstorganisation. Sie eignet sich sehr gut, um in 
der SPD Baden-Württemberg mitgliedernah zu disku-
tieren was die KonferenzteilnehmerInnen an Inhalten 
diskutieren wollen. 
Open Space ermöglicht also gleichberechtigte Teil-
nahme in einem inhaltlich gesetzten Rahmen, gibt 

Raum und die Zeit für den aktuellen Diskussionsbe-
darf, ohne dass Details vorgegeben werden. 
TeilnehmerInnen der Konferenz können nach einer 
allgemeinen Einleitung für ihr Thema werben, andere 
können sich dem Thema anschließen. Es werden Re-
geln für das weitere Vorgehen vereinbart, Räume, Pa-
pier und anderes Arbeitsmaterial wird zur Verfügung 
gestellt. Gibt es für ein Thema keine Interessierten, 
wird hierüber nicht diskutiert. 
Das hat den Vorteil, dass nur über das gesprochen, 
was gewollt ist und VielschwätzerInnen erst einmal 
keine Chance haben zu dominieren. 
Die KonferenzteilnehmerInnen können konsequent in 
einer Themengruppe arbeiten oder von Gruppe zu 
Gruppe wechseln. Die genauen Regeln hängen aus. 
                                                                                                                                      
Auszug aus der Einladung zum 07.05.2010 
Leni Breymeier, Daniela Harsch, Josip Juratovic, Udo 
Lutz, Rudolf Luz, Hilde Mattheis 
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Links zu den Themen des Newsletters der SPD-Landtagsfraktion Baden-Württemberg: 
 
Berufliche Gymnasien: Zugang für Realschüler durch Rechtsanspruch sichern 
 Mit einer Änderung des Schulgesetzes will die SPD-Landtagsfraktion sicherstellen, dass allen Schülerinnen und 
Schülern mit Realschulabschluss der Wechsel auf ein berufliches Gymnasium offen steht. Im Landtag wird dazu ein 
Gesetzentwurf der SPD debattiert, der dort einen Rechtsanspruch verankern soll. Vor dem Hintergrund der demo-
graphischen Entwicklung hält SPD-Fraktionschef Claus Schmiedel die Durchlässigkeit des Bildungssystems von 
zentraler Bedeutung für die Zukunft unseres Landes. Der Rechtsanspruch für Realschüler auf einen Platz im berufli-
chen Gymnasium soll dies sichern. 
http://www.spd.landtag-bw.de/index.php?docid=4355  
http://www.spd.landtag-bw.de/index.php?docid=4351  
http://www.landtag-bw.de/WP14/Drucksachen/6000/14_6 037_D.PDF  
--------------------------------------------------- -------------------------- 
Alkoholkonsumverbot auf öffentlichen Plätzen: Kommunen brauchen Rechtsgrundlage 
 SPD-Fraktionsvize Nils Schmid fordert die Landesregierung auf, rasch eine Rechtsgrundlage für ein Alkoholkon-
sumverbot auf öffentlichen Plätzen zu schaffen. Die Erfahrungen in Freiburg hätten gezeigt, dass sich mithilfe eines 
solchen Alkoholverbotes Gewaltausbrüche an Brennpunkten zurückdrängen ließen. „Die SPD will den Menschen 
nicht ihr Freiluftbier an Sommerabenden verbieten, sondern es den Kommunen ermöglichen, der Polizei an Plätzen, 
wo Saufgelage junger Leute immer wieder zu Schlägereien führen, räumlich und zeitlich begrenzte präventive Be-
fugnisse einzuräumen“, stellt Schmid klar. 
http://www.spd.landtag-bw.de/index.php?docid=4377  
http://www.spd.landtag-bw.de/index.php?docid=4349  
http://www.spd.landtag-bw.de/index.php?docid=4343  
--------------------------------------------------- -------------------------- 
Kies-Fleischer-Affäre: Landesregierung hat Lobbyist Einfluss auf ihr Handeln erlaubt 
In der Kies-Fleischer-Affäre dringen SPD und Grüne mit einem Parlamentsantrag weiter auf schonungslose Aufklä-
rung. „Dokumente zeigen, dass die Landesregierung private Interessen mit ihrem Regierungshandeln bewusst ver-
mischt hat“, so der Vorwurf von SPD-Fraktionschef Claus Schmiedel. Zwei Schreiben aus 2003 belegten, dass der 
Ex-Staatssekretär Fleischer als offizieller Lobbyist der Kiesindustrie agiert habe. Schmiedel hält es für skandalös, 
dass Fleischer bei einem Großprojekt im Hochwasserschutz als Bremser schalten und walten konnte, ohne von zu-
ständigen Ministern gebremst zu werden. 
 http://www.spd.landtag-bw.de/index.php?docid=4379  
http://www.spd.landtag-bw.de/index.php?docid=4380  
http://www.spd.landtag-bw.de/index.php?docid=4334  
http://www.spd.landtag-bw.de/index.php?docid=4332  
--------------------------------------------------- -------------------------- 
Steuerverwaltung: Personalaufstockung soll Millionen in die Staatskasse spülen 
Die SPD-Landtagsfraktion will das von der Landesregierung seit Jahren betriebene Ausbluten der Steuerverwaltung 
stoppen und für den Nachtragshaushalt 200 neue Stellen für Betriebsprüfer und Steuerfahnder beantragen. „Es ist 
unglaublich, dass die Landesregierung durch kurzsichtiges Spardenken auf viel Geld verzichtet, das den Etats von 
Bund, Ländern und Kommunen gut tun würde“, wundert sich Finanzexperte Ingo Rust. Auch der Rechnungshof 
hatte in Stellungnahmen mehrfach beanstandet, dass der Staatskasse durch Kürzungen in der Steuerverwaltung jedes 
Jahr dreistellige Millionenbeträge fehlen. 
http://www.spd.landtag-bw.de/index.php?docid=4366  
http://www.landtag-bw.de/WP14/Drucksachen/6000/14_6 095_D.PDF  
http://www.spd.landtag-bw.de/cgi-sub/fetch.php?id=4 55 
--------------------------------------------------- -------------------------- 
Feuerwehrtag: Am 15. Mai gibt es im Landtag spezielles Programm für Feuerwehrleute 
Am 15. Mai lädt die SPD von 10 bis 13 Uhr zum Feuerwehrtag in den Landtag. Vorträge von Experten beschäftigen 
sich mit der Zukunft der Feuerwehr. Mit von der Partie sind Dr. Frank Knödler, Präsident des Landesfeuerwehrver-
bands Baden-Württemberg, und Lars Oschmann, Vorsitzender des Landesfeuerwehrverbands Thüringen. Frauen in 
der Feuerwehr – bereits Normalität? - Diese Frage erörtert Sabine Ehlen, Referatsleiterin Frauenarbeit des Landes-
feuerwehrverbands Rheinland-Pfalz. Den Stand der Integration beleuchtet Orhan Bekyigit, Migrationsbeauftragter 
des Deutschen Feuerwehrverbands. 
http://www.spd.landtag-bw.de/index.php?docid=4339  
http://www.spd.landtag-bw.de/cgi-sub/fetch.php?id=4 52 
http://www.spd.landtag-bw.de/index.php?docid=4350  
  
verantwortlich: Martin Körner mailto:zentrale@spd.landtag-bw.de  



                                                                                                                                                                     

 
 
 
 
 

25 

Impressum 
 

              Herausgeber: 
              
               Dietram Hoffmann  
               Zum Brachsen 2 
               88662 Überlingen 
  
             Deutsche Gruppe SBI und Sozialistische Bodensee-Internationale, SBI – D - (Präsident MdL Norbert  
             Zeller) 
 
 Redakteure, verantwortlich im Sinne des Presserechts: 
 
 Karl-Heinz König, Rebhalde 3, D 88709  Meersburg             Tel.:      07532/313048  
                                                                                                       e-mail:  roterseehas@kabelbw.de 
 und 
 
 Willi Bernhard, Rosenstr. 36,  D 88074 Meckenbeuren         Tel.:       07542/20349 
 
                                                                                                       e-mail:   willibernhard@gmx.de 
 
Weitere Autoren in dieser Ausgabe: 
       
     Peter Gubser:                                         petergubser.arbon@bluewin.ch 
     Martin Gerster, MdB:                    martin.gerster@bundestag.de 
     Büro Berlin, Hilde Mattheis, MdB:     hilde.mattheis.ma01@bundestag.de 
     Norbert Zeller, MdL:                            norbert.zeller@spd.landtag-bw.de 
     Andreas Fuchs:                                     palais-bleyle@t-online.de 
     Olga Pircher:                                          olgapircher@yahoo.de      
     Bundes-SPD (SPD.de):                          www.spd.de 
     Europa Aktuell:                                     EGebhardt.MdEP@t-online.de 
     Büro Peter Simon, MdEP:                    peter.simon@europarl.europa.eu 
     Dietram Hoffmann:                               dietram.claudia@t-online.de      
     Efi Binder, DGB:                                    efi.binder@dgb.de 
     ClubInfo(SPÖ VOL):                             maria.duer@spoe.at      
     SPÖ-Express:                                          hubert.loetsch@spoe.at                              www.spoe.at 
     Martin Gerster, MdB:                            www.martin-gerster.de 
     SPD-Landtagsfraktion BY:                   presse@bayernspd-landtagsfraktion.de 
     Dr. Paul Wengert, MdL (BY):              paul.wengert@gmx.de 
     Wahlkreisbüro Hilde Mattheis, MdB.: hilde.mattheis@wk.bundestag.de 
      
   
                      
         
        Die mit Namen gekennzeichneten Artikel  geben die Meinung der Verfasserin oder  des Verfassers wieder.    
       Die Beiträge stimmen nicht unbedingt mit der Redaktion überein.  
 
        
  E-Mail-Abonnement (ab)bestellen 
                    (Karl-Heinz König)                                                                           roterseehas@kabelbw.de 
 


